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Forschung zu Kindern, Jugendlichen und Familien an der Schnittstelle von Wis-
senschaft, Politik und Fachpraxis 

Das Deutsche Jugendinstitut e.V. (DJI) ist eines der größten sozialwissenschaftlichen 
Forschungsinstitute Europas. Seit über 50 Jahren erforscht es die Lebenslagen von 
Kindern, Jugendlichen und Familien, berät Bund, Länder und Gemeinden und liefert 
wichtige Impulse für die Fachpraxis. 

Träger des 1963 gegründeten Instituts ist ein gemeinnütziger Verein mit Mitgliedern 
aus Politik, Wissenschaft, Verbänden und Einrichtungen der Kinder-, Jugend- und  
Familienhilfe. Die Finanzierung erfolgt überwiegend aus Mitteln des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und den Bundesländern. Weitere Zu-
wendungen erhält das DJI im Rahmen von Projektförderungen vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, der Europäischen Kommission, Stiftungen und anderen In-
stitutionen der Wissenschaftsförderung. 

Aktuell arbeiten und forschen 470 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (davon rund 280 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler) an den beiden Standorten München und 
Halle (Saale). 

 

Der vorliegenden Text wurde als Expertise im Rahmen der Arbeiten zum 16. Kinder- 
und Jugendbericht erstellt. Ihre Beauftragung erfolgte durch die Sachverständigenkom-
mission für den 16. Kinder- und Jugendbericht und wurde durch das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert.  

Der Sachverständigenkommission für den 16. Kinder- und Jugendbericht gehörten fol-
gende Mitglieder an: Dr. Reiner Becker, Prof. Dr. Anja Besand, Ina Bielenberg, Prof. 
Dr. Julia von Blumenthal, Prof. Dr. Andreas Eis, Prof. Dr. Frauke Hildebrandt, Cansu 
Kapli, Thomas Krüger, Prof. Dr. Dirk Lange, Hanna Lorenzen, Dr. Stine Marg, Prof. Dr. 
Kurt Möller, Prof. Dr. Christian Palentien und Christian Weis  

In der Geschäftsstelle des Deutschen Jugendinstituts e. V. wirkten mit: Dr. Anne Bern-
gruber, Irene Hofmann-Lun, Dr. Sabrina Hoops, Dr. Liane Pluto und Christine Sporrer 
(Sachbearbeitung) 
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aus dem Bericht in der vorliegenden Fassung nachgewiesen: 

Zitat 16. KJB  (Seite im KJB) Zitat in der vorliegenden Fassung 

S. 13  (S. 306)  S. 19 
S. 14  (S. 306)  S. 20 
S. 14  (S. 317)  S. 20 
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1 Einführung 

Im 16. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung zum Thema „Förderung 
demokratischer Bildung im Kindes- und Jugendalter“ sollen auch Perspektiven un-
terschiedlicher Gruppen junger Menschen berücksichtigt werden. Um das zu unter-
stützen, wertet die vorliegende Recherchearbeit ausgewählte Jugendbeteiligungspro-
zesse aus, die bereits abgeschlossen und dokumentiert sind. Damit wird der Sach-
verständigenkommission zur Erstellung des 16. Kinder- und Jugendberichts eine 
sinnvolle Zusammenführung und systematische Aufbereitung möglichst vieler Po-
sitionen und Sichtweisen junger Menschen zum Thema „Demokratiebildung und 
politische Bildung“ zur Verfügung gestellt. 

In Vorbereitung auf diese Sekundäranalyse war es wichtig, das Verständnis von De-
mokratiebildung, demokratischer Bildung und politischer Bildung zu klären und so-
mit relevante Inhalte erkennen zu können. Demokratiebildung und demokratische 
bzw. politische Bildung werden für diese Analyse insofern als Einheit verstanden, 
als dass es sowohl um Wissen als auch um praktische Erfahrungen und Erlebnisse 
mit Demokratie und Politik geht.  

Diese Arbeit basiert auf einem etablierten Verständnis politischer Bildung, das in 
der Fachliteratur weithin geteilt wird und von Hafeneger folgendermaßen formuliert 
wurde: „Politischer Bildung geht es nach einem prinzipiellen und weitgehend kon-
sensfähigen Selbstverständnis nicht lediglich um kognitive Wissensvermittlung, 
sondern zugleich um handlungsorientierte Lernprozesse mit der Perspektive, dass 
das gelernte Wissen auch im staatsbürgerlichen Handeln, in der biographischen Ent-
wicklung und der politisch-sozialen Lebenswelt reflexiv bedeutsam und praktisch 
relevant ist bzw. wird (Hafeneger 2018, S. 1111).“ 

Demokratische Prozesse und die Weiterentwicklung von Demokratie erfordern 
kompetent handelnde Individuen. Junge Menschen werden im Rahmen politischer 
Bildung zum sozialen und politischen „Sehen, Beurteilen sowie Handeln“ befähigt 
und in ihrer demokratischen Rolle ernstgenommen. Sie agieren selbst und gestalten 
ihre Lebenswelt mit. Ziel des partizipativen politischen Handelns ist es, Entschei-
dungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beeinflussen (vgl. 
Kaase 1997, S. 16). 

Diese theoretischen Vorüberlegungen ermöglichen einen umfassenden Blick auf 
Demokratiebildung und politische Bildung. Sie öffnen gleichzeitig das Untersu-
chungsfeld zu verschiedenen Orten und Akteuren, die nicht ausschließlich der po-
litischen Bildung dienen. Demokratische Prozesse zu lernen und zu leben, durch-
zieht jeden Lebensbereich – sei es das Aufwachsen und das wertschätzende Mitei-
nander in der Familie, Mitgestaltungs- und freie Entfaltungsmöglichkeiten in der 
Schule oder partizipativ politisches Handeln im Kinder- und Jugendparlament der 
Kommune. Durch politische Bildung können eine Vielzahl von Bürgertugenden 
verinnerlicht werden, die sich auf eine demokratische Gesellschaft auswirken: die 
Fähigkeiten, Entscheidungen zu treffen, die eigene Meinung zu entwickeln und zu 
äußern, individuelle Ideen einzubringen und gemeinsam umzusetzen, Interessen in 
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Debatten auszuhandeln, den Dissens zu akzeptieren – kurzum: den demokratischen 
Prozess zu praktizieren. Die demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen – 
außerhalb und innerhalb von Bildungsprozessen und -strukturen – kann als ein Ziel 
politischer Bildung verstanden werden.  

Die vorliegende Sekundärauswertung orientiert sich entsprechend an 3 Dimensio-
nen demokratischer/politischer Bildung:  

− an der Bildung über Demokratie/Politik,    
   

− am Demokratischen/Politischen in Bildungsprozessen und -strukturen, 
   

− sowie an der demokratischen/politischen Mitwirkung junger Menschen. 
   

Die 3 Dimensionen dienen der Strukturierung der Analyse. Ihnen wurden Fragen 
zugeordnet, die zur weiteren Orientierung im Analyseprozess genutzt wurden. Die 
einzelnen Dimensionen wurden künstlich getrennt, um bei der Komplexität des 
Themas Übersichtlichkeit herzustellen. Es wird allerdings davon ausgegangen, dass 
sie eng miteinander verwoben sind.  

Bildung über Demokratie 
Der Erwerb von Kenntnissen über Politik und Demokratie ist ein Grundstein poli-
tischer Bildung. Darüber hinaus ist die Entwicklung von politischer Meinungs-, Ur-
teils- und Handlungsfähigkeit ein wichtiges Ziel sowohl schulischer als auch außer-
schulischer politischer Bildung.  

− Wo, wie und durch wen findet demokratische/politische Bildung statt?  
− Wie sollten solche Bildungsangebote sein?  
− Welche Inhalte sollten vermittelt werden?  

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Demokratiebildung setzt die Möglichkeit und Einladung zur Mitwirkung voraus. Ob 
es möglich ist, Demokratie in Bildungsprozessen und -strukturen zu praktizieren, 
ist von den Rahmenbedingungen abhängig.  

− Welche Möglichkeiten gibt es für junge Menschen in außerschulischen und 
schulischen Bildungszusammenhängen, Demokratie zu erfahren? 

− Was sollte sich nach Ansicht der jungen Menschen in Bildungsprozessen 
und -strukturen ändern, damit sie demokratischer werden? 

Demokratische Mitwirkung durch junge Menschen 
Das mündige, aktiv handelnde Individuum gestaltet Politik mit und bringt sich in 
Meinungs- sowie Entscheidungsfindungsprozesse ein.  

− Wie werden junge Menschen durch demokratische/politische Bildung 
selbst zu partizipativ politisch Handelnden? 

− Welche Themen, Orte und Akteure sind dafür entscheidend? 
− Welche Hindernisse können dabei auftreten?  
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− Welche Voraussetzungen und Unterstützungsangebote sind erforderlich?  

Die Sekundäranalyse erhebt bei aller wissenschaftlicher Sorgfalt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit. In dieser Arbeit werden Befunde beschrieben und nicht bewer-
tet. Analysegegenstand waren ausschließlich die Ansichten der Kinder, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen1.  

Auftraggeberin war die Sachverständigenkommission für den 16. Kinder- und Ju-
gendbericht. 

 

 

1  Im Folgenden werden die teilnehmenden Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zumeist 
unter dem Sammelbegriff „junge Menschen“ erfasst. Wenn explizit Kinder genannt sind, sind 
Menschen im Alter bis zu 11 Jahren gemeint. Wird von Jugendlichen gesprochen, sind diese hier 
als 12- bis 17-Jährige definiert. Wenn junge Erwachsene genannt werden, sind Menschen im Alter 
von 18 bis 30 Jahren gemeint. Die Aussagen der Teilnehmenden sind hinsichtlich der Zielgruppe 
oft vage geblieben. Deshalb orientiert sich diese Arbeit (wenn nicht zitiert wird) auch in den 
inhaltlich zusammenfassenden Abschnitten an dem Begriff „junge Menschen“.  
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2 Methodisches Vorgehen 

Analysiert wurden zuvor aufbereitete Ergebnisse von insgesamt 13 Beteiligungspro-
zessen, die von 2011 bis 2019 in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt 
wurden. Diese lagen in Form von ausführlichen Berichten vor. Die Prozesse waren 
unterschiedlich umfangreich und vielschichtig. Insgesamt handelte es sich um 529 
Seiten Material.  

Als geeignetes Instrument zur Beschaffung und Filterung des Analysematerials 
wurde die Sekundäranalyse bestimmt; sie besteht aus der Aneignung und Zusammen-
stellung bereits vorhandenen Materials. Nach Heaton (Heaton2008) handelt es sich 
hier um eine ergänzende/erweiterte Analyse (supplementary/amplified analysis), da 
Dritte bereits eine primäre Auswertung der Rohdaten vorgenommen haben. Zudem 
wurden mehrere Dokumentationen zusammengeführt, um gemeinsame Themenbe-
reiche zu untersuchen. Ein Vorteil der Sekundäranalyse ist, dass der Rückgriff auf 
bereits vorhandene Daten aufwendige, neue Erhebungen entbehrlich machen kann. 
Der Auswertungsgegenstand wird in dieser Arbeit in tabellarischer Form aufberei-
tet, bevor auf die Ergebnisse eingegangen wird.  

Die vorliegenden Ergebnisse der Jugendbeteiligungsprozesse wurden letztlich einer 
qualitativen Inhaltsanalyse (nach Gläser und Laudel 2010) unterzogen. Die Inhaltsana-
lyse sollte weder quantitative Zusammenhänge entdecken noch repräsentativ für 
eine Grundgesamtheit sein. Die Dokumentationen wurden mit Hilfe der o. g. Fra-
gen auf ihren Inhalt zu den eingangs genannten 3 Dimensionen demokratischer/po-
litischer Bildung hin geprüft. Anschließend wurden nützliche Kategorien zur Ord-
nung der Ergebnisse entwickelt und angewandt. Die Analyse des Materials wurde 
wie beschrieben deduktiv durch theoretische Grundannahmen vorbereitet und 
durchgeführt. Das Kategoriensystem wurde induktiv und explorativ aus den Analy-
seergebnissen heraus entwickelt.  
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3 Auswertungsgegenstand  

Bei der Auswahl der Beteiligungsprozesse wurde darauf geachtet, dass ihr Kontext 
transparent und schlüssig ist. Die Prozesse sind mindestens bundesweit relevant 
und kommunizieren den Anspruch, junge Menschen in ihrer Vielfalt zu Wort kom-
men zu lassen.  

An den 13 betrachteten Jugendbeteiligungsprozessen haben tausende Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene im Alter von 8 bis 30 Jahren teilgenommen. Eine 
konkrete Anzahl lässt sich aufgrund der unterschiedlich genauen Erfassung von 
Teilnehmenden-Zahlen nicht benennen. Die Prozesse fanden sowohl online als 
auch offline statt. Es wurden mehrtägige Konferenzen und Workshops durchge-
führt, es wurden Arbeitsgruppen gegründet und es wurde zu einer Umfrage einge-
laden. Die Teilnehmenden der Beteiligungsprozesse und der Umfrage wurden ak-
quiriert über Schulen, Jugendverbände und multimediale Aufrufe. Sie waren bereits 
organisiert und brachten eine gewisse Expertise zu bestimmten Themen mit oder 
sie erlebten Jugendbeteiligung als eine neue Möglichkeit, sich zu engagieren. In den 
meisten Fällen waren Ministerien sowie weitere (oft jugendspezifische) Organisati-
onen involviert. Mitunter waren die Prozesse durch Programme und Strategien mo-
tiviert, wie den Nationalen Aktionsplan „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ und 
die Jugendstrategie des Bundesjugendministeriums bzw. der Bundesregierung. Vor-
herrschende Themen waren: Stadtentwicklung, Digitalisierung, Europa, Klima-
schutz und Jugendbeteiligung.  

Aufgrund der Vielzahl analysierter Prozesse und der Beschränkung des Umfangs 
dieser Arbeit werden die Prozesse in diesem Kapitel lediglich knapp zur Informa-
tion vorgestellt. Im Anschluss werden die Beteiligungsprozesse in einer tabellari-
schen Übersicht vergleichend dargestellt. Anhand der folgenden Nummerierung 
wird in der zusammenfassenden Betrachtung der Ergebnisse auf die Beteiligungs-
prozesse Bezug genommen.  

1. Ichmache>Politik (2011-2014), durchgeführt vom Deutschen Bundesju-
gendring (DBJR) 

Das Projekt organisierte bundesweite Jugendbeteiligung zum Entwicklungsprozess 
der „Eigenständigen Jugendpolitik“ (eigenständiges Politikfeld für die eigenständige 
Lebensphase Jugend). On- und offline wurden in 7 Beteiligungsrunden tausende 
Beiträge mit Ideen und Forderungen junger Menschen für eine neue Jugendpolitik 
gesammelt, diskutiert und priorisiert.  

2. Ichmache>Politik | Demografie (2014-2017), durchgeführt vom DBJR 
Das Projekt organisierte bundesweite Jugendbeteiligung zur AG „Jugend gestaltet 
Zukunft“ im Rahmen der Demografiestrategie der Bundesregierung. In mehreren 
Beteiligungsrunden befassten sich junge Menschen bundesweit mit Themen und 
Fragestellungen zum demografischen Wandel. Das Projekt kombinierte On- und 
Offlineprozesse. Online wurden über 1.000 Forderungen beigetragen.
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3. Jugendworkshop zur Jugendstrategie des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015), durchgeführt von der 
Koordinierungsstelle „Handeln für eine jugendgerechte Gesellschaft“ 
(c/o Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ) 

20 Jugendliche und junge Erwachsene nahmen in Berlin am 3-tägigen Jugend-
workshop zum Thema „Wie ist eigentlich ‚Die Jugend von heute‘?“ teil. Sie tausch-
ten sich dazu aus, welche Bilder von jungen Menschen in der Öffentlichkeit vermit-
telt werden. Zudem berieten sie darüber, an welchen Stellen sie sich falsch darge-
stellt sehen und welche Außenwahrnehmung sie sich wünschen. 

4. JuPiD Jugend und Politik im Dialog (2016), durchgeführt vom DBJR 
40 Jugendliche und junge Erwachsene diskutierten Bildungsgerechtigkeit, Digitali-
sierung und den demografischen Wandel im europäischen Kontext. Die mehrspra-
chige Veranstaltung fand in Deutschland statt. Bei einer EU-Jugendkonferenz 2016 
wurden 16 Empfehlungen erarbeitet, wie Europa in Zukunft vielfältiger, vernetzter 
und inklusiver werden kann.  

5. JugendPolitikTage (2017), veranstaltet vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

450 Jugendliche und junge Erwachsene waren zur 3-tägigen Veranstaltung eingela-
den. Den roten Faden bildete der 15. Kinder- und Jugendbericht: In Foren und 
Arbeitsgruppen wurden die Themen und Ergebnisse des Berichts diskutiert und 
dazu Positionen und Forderungen erarbeitet. Die Ergebnisse flossen in die Jugend-
strategie des BMFSFJ ein. 

6. Jugenddialog „Unser Klima! Unsere Zukunft“ (2017), veranstaltet vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) 

Anlässlich der 23. Weltklimakonferenz kamen rund 200 junge Menschen in 3 deut-
schen Städten zusammen, um über Klimawandel und Klimaschutz sowie die Betei-
ligung junger Menschen an der Klimapolitik zu diskutieren. 24 Vertreterinnen und 
Vertreter von ihnen trafen sich später zu einem weiteren Workshop. Sie werteten 
die Ergebnisse aller Dialogveranstaltungen gemeinsam aus und leiteten daraus Emp-
fehlungen und Forderungen ab. Der von ihnen veröffentlichte Jugendreport soll 
Entscheidungshilfe sein für Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Verbände. 

7. Youth Goals (2017-2018), u. a. durchgeführt vom DBJR 
Junge Menschen aus der ganzen Europäischen Union (EU) waren aufgefordert, ihre 
Meinungen und Vorschläge in die Diskussion über die neue EU-Jugendstrategie 
einzubringen. Europaweit beteiligten sich Zehntausende an diesem Prozess – bei 
Diskussionsrunden, Projekten, Regionalkonferenzen und über Online-Tools. Bei 
einer EU-Jugendkonferenz wurden diese Ergebnisse diskutiert und daraus 11 euro-
päische Jugendziele entwickelt. 
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8. youpaN (2017-2019), umgesetzt von youboX der Stiftung Bildung 
Das youpaN soll junge Menschen an der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) beteiligen. Das Forum wurde im Som-
mer 2017 auf der youcoN gegründet. In ihm sind 25 Jugendliche und junge Erwach-
sene im Alter zwischen 16 und 23 Jahren vertreten. Bislang wurden 9 Forderungen 
zu den Themen „Jugendbeteiligung“ und „BNE“ aufgestellt. 

9. Webdays (2018), durchgeführt von IJAB – Fachstelle für Internationale 
Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland e.V. 

Bei der 3-tägigen Jugendkonferenz diskutierten 60 junge Menschen unter der 
Schirmherrschaft von Verbraucherschutzministerin Katarina Barley über jugendge-
rechten Daten- und Verbraucherschutz in der digitalen Welt und verfassten eine 
Agenda. 

10. Urbane Liga (2018), ein Projekt vom Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat (BMI) und Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR) 

Die Urbane Liga ist ein Bündnis von sog. jungen Stadtmacherinnen und Stadtma-
chern, die sich aktiv in die Gestaltung ihrer Städte einbringen möchten. 33 junge 
Menschen zwischen 17 und 27 Jahren bilden den Jahrgang 2018/19. Im Fokus sind 
die folgenden Themen: Mitwirkung, Baurecht, Kooperation zwischen Verwaltung, 
Politik und Zivilgesellschaft. Kernthesen der Urbanen Liga wurden manifestartig 
zusammengefasst. 

11. JugendPolitikTage (2019), veranstaltet vom BMFSFJ 
Im Rahmen der Entwicklung der gemeinsamen Jugendstrategie der Bundesregie-
rung wurden auf der 3-tägigen Veranstaltung Interessen, Bedürfnisse und Meinun-
gen von 450 jungen Menschen gesammelt. Der Slogan der Veranstaltung war „Was 
wir wollen“.  

12. Jugend-Audits im Rahmen der Entwicklung der Jugendstrategie der 
Bundesregierung (2019), durchgeführt von der Stiftung SPI, Sozialpäd-
agogisches Institut Berlin „Walter May“ 

Im Jahr 2019 wurden 3 Jugend-Audits mit jeweils 15 bis 22 Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen im Auftrag des BMFSFJ veranstaltet. Die Themen waren Mobilität, 
Digitales sowie Bildung und Arbeit, Freiräume, Umwelt, Vielfalt und Teilhabe. Zu 
den Themen wurden Perspektiven besprochen und Handlungsbedarfe erarbeitet. 

13. UNICEF-Umfrage: My place, my rights – jetzt rede ich! (2019), durchge-
führt von UNICEF 

UNICEF Deutschland nahm den 30. Geburtstag der Kinderrechte zum Anlass, 
Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre um ihre Meinung zu bitten. UNICEF wollte 
von ihnen wissen, was ihnen in ihrem direkten Lebensumfeld wichtig ist und was 
verbessert werden sollte. In Form von Papierfragebögen und einer Online-Umfrage 
äußerten sich insgesamt 12.009 junge Menschen. 
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3.1 Übersicht der analysierten 
Jugendbeteiligungsprozesse 
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4 Zusammenfassende Betrachtung 
der Ergebnisse  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der einzelnen Beteiligungsprozesse zusam-
menfassend betrachtet. Es findet keine Bewertung, Gewichtung oder quantitative 
Beleuchtung der Ergebnisse statt. Alle Forderungen, Handlungsempfehlungen und 
Äußerungen der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen haben in der fol-
genden Zusammenfassung die gleiche Relevanz. In den 3 Dimensionen werden die 
Ergebnisse Kategorien zugeordnet, die sich im Rahmen der Analyse herauskristalli-
siert haben. Konkrete Vorschläge und Zitate werden belegt und mit dem jeweiligen 
Beteiligungsprozess (Punkt 1 bis 13 der Übersicht) in Zusammenhang gebracht, um 
spezifische Aussagen nachvollziehbar zu machen.  

4.1 Bildung über Demokratie 

Junge Menschen haben allgemeine Erwartungen an die Gestaltung von Bildung und 
benennen spezielle Anforderungen an Angebote politischer Bildung. Sie nehmen 
an, dass politische Bildung im demokratischen Gefüge einen konkreten Einfluss 
darauf hat, wie politisch aktiv Bürgerinnen und Bürger sind bzw. werden. Sie beto-
nen die Bedeutung von außerschulischen Angeboten und setzen Themen wie Um-
weltschutz, europäische Politik sowie Digitalisierung.  

4.1.1 Grundsätzliche Anforderung an Bildungsprozesse und -
strukturen 

Die jungen Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Beteiligungsprozesse äußern viele 
Vorschläge zur Veränderung von Bildungsprozessen und -strukturen.  

Junge Menschen sind der Überzeugung, dass gute Bildungsangebote Theorie und 
Praxis miteinander verbinden und praktische Erfahrungsmöglichkeiten bieten soll-
ten. Lernprozesse sollten ganzheitlich2 angesetzt werden und Raum zur Persönlich-
keitsentwicklung lassen. Hierfür wünschen sich die Teilnehmenden methodisch 
vielfältigen Unterricht. Selbstständiges und gruppenorientiertes Arbeiten soll im 
Vordergrund stehen. Sie wollen, dass Angebote inklusiv sowie zielgruppen- und le-
bensweltorientiert sind.  

Bildung hat für junge Menschen eine gesellschaftspolitische Bedeutung. Sie sehen 
Bildung als Möglichkeit des gesellschaftlichen Bewusstseinswandels (z. B. zum 

 

 

2  Den Begriff der „Ganzheitlichkeit“ setzen die Jugendlichen in einigen Jugendbeteiligungsprozes-
sen. „Ganzheitlichkeit“ wird nicht direkt konkretisiert. Aus dem Sinnzusammenhang wird abge-
leitet, dass ein Lernen mit „Kopf, Herz und Hand“ (nach Johann Heinrich Pestalozzi, vgl. Bijan 
2018) gemeint sein könnte, das auf den individuellen Lernprozess fokussiert. 
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Thema Umweltschutz). Sie fordern, dass in der Schule vermehrt soziale Kompeten-
zen erworben werden. In Bildungsprozessen sollte analytisches und kritisches Den-
ken gefördert und zwischenmenschliche sowie interkulturelle Fähigkeiten unter-
stützt werden. Antidiskriminierung, Demokratie, Nachhaltigkeit, Gleichstellung der 
Geschlechter und Inklusion sind Themen, die jungen Menschen besonders wichtig 
sind. „Diversität und soziale Kompetenz“ wird im Rahmen der Jugend-Audits 
(Punkt 12 der Übersicht) als Unterrichtsfach vorgeschlagen.  

In Lehr-Lern-Situationen fordern die jungen Menschen weniger Leistungsdruck und 
mehr bewertungsfreie Freiräume. Sie wollen als Individuum wahrgenommen, mit 
ihren Fähigkeiten und ihrer Persönlichkeit gefördert und mit ihrer Perspektive 
ernstgenommen werden. 

Junge Menschen fordern mehr Freiräume in Schulen, damit sie ihre eigenen Inte-
ressen verfolgen können. Weg von Noten und Zeugnissen, hin zu kritischem Den-
ken und Kreativität. Die Qualifizierung von pädagogischen Fachkräften sollte ent-
sprechend der genannten Anforderungen gewährleistet werden.  

„Eine Institution, die jungen Menschen beibringen muss, kritisch zu denken, ist die 
Schule.“ 3(4) 
Junge Menschen sollten Zugang zu allen Bildungsangeboten haben. Gebühren in 
Bildungseinrichtungen sollten abgeschafft werden, um demokratische Bildungssys-
teme und gleichwertige Bildungsstandards zu erreichen. 

4.1.2 Spezielle Erwartungen an politische Bildung  

„Wir fordern, dass unsere Kinder ‚Politik‘ nicht als Fremdwort kennenlernen.“ (5) 
 
Für junge Menschen ist das Wissen über Politik und die kritische Einordnung der 
Kenntnisse die Basis von politischer Bildung. Und politische Bildung selbst ist aus 
ihrer Sicht eine wichtige Grundvoraussetzung für erfahrene Demokratie. Junge 
Menschen fordern, dass politische Bildung in schulischen und außerschulischen 
Einrichtungen insgesamt einen höheren Stellenwert bekommt. 

„Politische Bildung muss knallen!“ (5) 
 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsene der JugendPolitikTage 2017 (5) und 2019 
(11) sind der Ansicht, dass politische Bildung mit Spaß und Erfolg verbunden sein 
und entsprechend vermittelt werden sollte. Sie schlagen vor, dass politische Bildung 

 

 

3  Dieses und alle nachfolgenden Zitate beziehen sich jeweils auf die Quellen in der Übersicht der 
analysierten Jugendbeteiligungsprozesse in dieser Publikation. Die in Klammer angegebene Zahl 
verweist auf den entsprechenden Beteiligungsprozess und dessen Quellen in der Übersicht. 
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bereits ab der 5. Klasse in Schulen unterrichtet wird. Die Teilnehmenden empfeh-
len, dass ein Werkzeugkasten für politische Beteiligung gemeinsam mit Schülerin-
nen und Schülern entwickelt wird. 

 
„Es braucht kompetenzorientierte, fachübergreifende und altersgerechte politische 
Bildung ab der 5. Klasse, die in einem erlebnisorientierten Politikunterricht zusam-
mengeführt wird.“ (5) 
 
Junge Menschen fordern, die Qualität politischer Bildung grundsätzlich zu verbes-
sern, ausreichend Zeit und Budget zur Verfügung zu stellen, um mit vielfältigen, 
lebensnahen und projektbezogenen Angeboten verschiedene gesellschaftspolitische 
Standpunkte zu vermitteln und jungen Menschen selbstreflektierte politische Mei-
nungsbildung zu ermöglichen. Denn Schule soll nicht nur Fakten lehren, sondern 
die Schülerinnen und Schüler sollten angehalten werden, eigene Ideen, Thesen und 
Argumente zu entwickeln. Die Diskussion und Aufklärung zu aktuellen politischen 
Themen halten junge Menschen für besonders wichtig. Sie äußern den Wunsch, dass 
mehr politische Simulationen und Planspiele angeboten werden. Aus Perspektive 
der jungen Menschen sind besonders relevante Themen für die politische Bildung: 
Populismus und Rechtsextremismus, europäische Politik, Klimapolitik und Digita-
lisierung.   

4.1.3 Partizipation als Ziel politischer Bildung 

„Sicherstellen, dass junge Menschen Zugang zu politischer Bildung haben, die ihnen 
fundiertes Wissen über politische Systeme, Demokratie und Menschenrechte vermit-
telt – auch durch Engagement in Gemeinde und Gesellschaft – um so eine aktive Bür-
gerinnen- und Bürgerbeteiligung zu fördern.“ (7) 
 
Damit aus jungen Menschen „aktive Bürgerinnen und Bürger“ werden, sollten sie 
so früh wie möglich mit Beteiligung in Kontakt kommen. Aus Perspektive der Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen ist Beteiligung ein wichtiger Teil von politi-
scher Bildung. Das Thema „Partizipation“ sollte in Lehrpläne integriert werden. Um 
die nötigen Inhalte zu vermitteln, sollten Lehrkräfte entsprechend qualifiziert wer-
den. Wie diese Inhalte konkret aussehen oder ob eventuell eher bestimmte Formate 
oder Mitbestimmungsmöglichkeiten gemeint sind, wird nicht näher benannt. 

„Nur so können sie zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern werden.“ (4) 
 

Junge Menschen fordern, dass die Befähigung zur gesellschaftlichen Teilhabe ein 
wichtiges Ziel von Bildungsinstitutionen wird. Hierzu sollten vermehrt Anlässe ge-
schaffen werden.  

„So lernen sie, wie sie aus eigenen Träumen und eigener Kraft demokratisch basierten 
Wandel schaffen und wie sie ihre oft wertvolle jugendliche Perspektive in unser gesell-
schaftliches Meistern von Herausforderungen einbringen können.“ (8)
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4.1.4 Die Bedeutung außerschulischer Angebote 

„Integration von Vereinsangeboten in den Schulbetrieb!“ (2) 
 
Junge Menschen betonen, dass unterschiedliche Bildungsträger miteinander koope-
rieren sollten, um Kindern und Jugendlichen möglichst vielfältige Bildungsinhalte 
und -formate anbieten zu können. Außerschulische Leistungen sollten genauso wie 
schulische Leistungen gewürdigt werden. Es wird vorgeschlagen, außerschulische 
Angebote durch Kooperationen mit Vereinen und Organisationen in den Schulall-
tag zu integrieren und gleichzeitig ausreichend Möglichkeiten für bewertungsfreie 
Räume und Zeiten zu lassen.  

„Sicherstellen, dass alle jungen Menschen Zugang zu angemessen finanzierter non-
formaler Bildung auf allen Ebenen haben und diese anerkannt und bescheinigt wird.“ 
(7) 
 
Jugendverbände sind für die Jugendlichen und jungen Erwachsenen Bildungsorte 
von besonderer Relevanz. Ihre Rolle bei der Inklusion und Beteiligung junger Men-
schen sollte aus ihrer Sicht gestärkt werden. Aus ihrer Perspektive sind Strukturen 
von Jugendarbeit und außerschulischer Bildungsarbeit noch nicht ausreichend be-
kannt und ihr Angebot noch nicht genügend attraktiv für junge Menschen.  

Jugendliche und junge Erwachsene von JuPiD (4) schlagen vor, dass außerschuli-
sches Engagement verpflichtend gemacht werden sollte. Damit verbunden, fordern 
sie mehr Wertschätzung und ein System der Anerkennung. Darüber hinaus wird 
von jungen Menschen gefordert, Jugendarbeit ausreichend zu finanzieren, um sie 
zu verbessern und ausbauen zu können.  

„Das Schulsystem [erkennt] oft nur innerschulisches Engagement an. […] Das muss 
sich ändern, z. B. indem außerschulisches Engagement verpflichtend gemacht wird o-
der ein System der Anerkennung ehrenamtlicher Arbeit in Form von genormten Zer-
tifikaten eingeführt wird.“ (4) 

4.1.5 Medienkompetenz als Voraussetzung der Meinungsbildung 
und Urteilsfähigkeit 

„Um sich in einer vernetzten Welt zurechtzufinden, müssen junge Menschen lernen, 
verlässliche Informationen zu finden und sie kritisch einzuordnen. Dieses Wissen 
macht einen wichtigen Teil der politischen Bildung aus, die eine der Grundvorausset-
zungen der gelebten Demokratie ist.“ (4) 
 
Die Teilnehmenden fordern freien Zugang zum Internet, durch bundesweit kosten-
freies WLAN und eine bessere Medienausstattung von öffentlichen Einrichtungen 
– damit jeder und jede die Möglichkeit hat, das Internet als Informationsquelle zu 
nutzen. Alle jungen Menschen sollten einfachen Zugang zu (jugendgerechten und 
seriösen) Informationen haben. Sie sollten auf Grundlage der zur Verfügung ste-
henden Informationen dazu in der Lage sein, eigene Standpunkte zu entwickeln. 
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Um Informationen einordnen zu können, fordern die Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen, dass junge Menschen befähigt werden, Informationen kritisch und ver-
antwortungsvoll zu nutzen und zu produzieren. Irreführende Nachrichten sollten 
erkannt und die Genauigkeit von Nachrichten überprüft werden können. Als einen 
Ort der Medienkompetenzaneignung sehen sie die Schule.  

„Wir fordern, dass Medienkompetenz in alle Lehrpläne verbindlich integriert wird, 
wobei besonders aktuelle politische Themen behandelt werden sollen.“ (5) 
 
Junge Menschen sollten vor allem in der Schule dafür sensibilisiert werden, dass 
Inhalte, die über das Internet vermittelt werden, oft vorgefiltert und für bestimmte 
Personen maßgeschneidert sind. Sie sollten dazu in der Lage sein, „Dark Ads“ und 
„Fake News“ zu erkennen und kritisch zu hinterfragen.  

„Es existieren Internetseiten, die […] unrichtige Nachrichten mit dem Ziel verbreiten, 
Menschen falsch zu informieren – nicht selten mit dem Ziel gesellschaftliche Spaltung 
voranzutreiben und Gewalt gegen marginalisierte Menschen zu legitimieren.“ (9) 
 
Eltern und pädagogisches Personal, die mit der Bildung und Erziehung von jungen 
Menschen befasst sind, sollten über Medienkompetenz verfügen, auch um sie ver-
mitteln zu können. Die Teilnehmenden fordern andere rechtliche Rahmenbedin-
gungen (um „Fake News“ und „Dark Ads“ zu erschweren), mehr Qualifizierungs-
möglichkeiten für Lehrkräfte und mehr medienpädagogisches Fachpersonal. Die Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen der JugendPolitikTage 2019 (11) schlagen vor, 
dass alle Altersgruppen in einem Digitalkompetenzprogramm den mündigen Um-
gang mit der digitalen Welt lernen.  

4.1.6 Europa 

Aus der Perspektive der jungen Menschen ist Europapolitik ein wichtiges Thema 
politischer Bildung. Politische Bildung ist aus ihrer Sicht ein Mittel, um eine demo-
kratische und solidarische Gemeinschaft in der EU aufrechtzuerhalten oder wieder-
zuerlangen. Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen wollen, dass das Vertrauen 
junger Menschen in die EU gestärkt wird. Sie wollen, dass u. a. durch schulische 
und außerschulische Bildungsinhalte europäische Werte und eine gemeinsame eu-
ropäische Identität kommuniziert werden.  

Die Teilnehmenden von JuPiD (4) fordern, „europäische Politik- und Staatskunde“ 
als verpflichtendes Unterrichtsfach einzuführen. Der Inhalt dieses Fachs soll mit 
Schülerinnen und Schülern erarbeitet und auf EU-Ebene verhandelt und abge-
stimmt werden. Junge Menschen sollten umfassend, jugendgerecht und verständlich 
über die komplexe Struktur und über politische Zusammenhänge in der EU infor-
miert werden. Ausflüge nach Brüssel sollten angeboten werden. Neben dem Wis-
senserwerb über ein Schulfach schlagen die JuPiD-Teilnehmenden weiterhin vor, 
dass eine „Europäische Zentrale für politische Bildung“ eingerichtet wird, die alle 
Europäerinnen und Europäer informiert und Fortbildungen anbietet. Sie soll außer-
dem eine Diskussions- und Beteiligungsplattform bieten.  

„Es ist wichtig, dass Jugendliche sich umfassend über die EU informieren können. 
Viele junge Menschen wissen viel zu wenig über die politischen Strukturen in Europa. 
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Das liegt oft auch daran, dass sie von der Masse der ungeordneten Informationen 
über die EU überfordert sind.“ (4) 
 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen der JugendPolitikTage 2019 (11) emp-
fehlen mobile Bildungseinrichtungen, um die europäische Idee aktiv in alle Regio-
nen Deutschlands zu tragen. Darüber hinaus sollten alle jungen Menschen die Mög-
lichkeit haben, vielfältige Möglichkeiten des grenzüberschreitenden Jugendaus-
tauschs zu nutzen. 

4.1.7 Bildung für mehr Nachhaltigkeit und Umweltschutz 

Umweltschutz ist für junge Menschen ein hochaktuelles politisches Thema und so-
mit Teil politischer Bildung. Sie fordern, dass mehr in die Bildung für nachhaltige 
Entwicklung investiert wird und Nachhaltigkeit als Thema in die schulischen Cur-
ricula Einzug erhält. Lehrpläne sollten auf nachhaltiges und interdisziplinäres Ler-
nen ausgerichtet werden. Lernorte sollten zu nachhaltiger Lebensweise inspirieren. 

„Bildung sehen wir als wichtiges Instrument, um die Denk- und Verhaltensweisen der 
Bürgerinnen und Bürger nachhaltig zu verändern.“ (6) 
 
Mit mehr Information, Bewusstseinssteigerung und Bildung wollen junge Menschen 
effektivere Klimaschutzpolitik betreiben. Die Teilnehmenden des Jugenddialogs (6) 
fordern, dass ein neues Schulfach zum Thema „Nachhaltigkeit“ eingeführt wird und 
dieses verpflichtend ist.  

„BNE umfasst Lehrplaneinheiten zu Menschenrechts- und Demokratiebildung, Um-
welt- und Klimaschutz, das Erlernen von Grundlagen zur politischen Partizipation, 
die Beschäftigung mit nachhaltigen Wirtschafts- und Lebenskonzepten sowie die Aus-
einandersetzung mit Global Citizenship Education (globale Problemlösungsansätze).“ 
(8) 

4.2 Das Demokratische an Bildungsprozessen und -
strukturen 

Strukturen und Prozesse, die mit politischer Bildung in Verbindung stehen, finden 
sich in schulischen und außerschulischen Settings wieder. Insbesondere Schulen 
sind aus Sicht der Teilnehmenden weniger demokratisch als sie sein sollten. In je-
dem Fall sind sowohl schulische als auch außerschulische Bildungsstrukturen und -
prozesse wichtige Handlungsräume für den Prozess des Demokratielernens junger 
Menschen.  

4.2.1 Demokratisierung der Schule 

Junge Menschen wünschen sich eine „Demokratisierung“ der Schule. Sie wollen, 
dass ihre Meinung zur Ausgestaltung der Schule regelmäßig eingeholt wird. Sie wün-
schen sich nicht nur ein demokratischeres Schulklima, sondern die rechtliche Zusi-
cherung von Mitbestimmungsmöglichkeiten in Bildungsstrukturen und -prozessen. 
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Neben dem oftmals geäußerten Wunsch nach mehr Beteiligung zeigt auch die 
UNICEF-Umfrage (13), dass Mitbestimmungsmöglichkeiten in der Schule insge-
samt noch zu wenig vorhanden sind. Einen signifikanten Zusammenhang gibt es 
zwischen dem Alter und dem Wunsch, mitzubestimmen. Ältere Kinder und Jugend-
liche möchten in der Schule mehr mitbestimmen als Jüngere: in der UNICEF-
Umfrage sind es bei den 8- bis 9-Jährigen knapp die Hälfte der Befragten, bei den 
16- bis 17-Jährigen fast drei Viertel.  

„Wir wollen mitbestimmen, was wir lernen und wann und wie wir lernen!“ (2) 
 
Junge Menschen wünschen sich vor allem Mitspracherechte bei den Rahmenbedin-
gungen des Lernens (Räume und Zeiten) und den Inhalten des Unterrichts. Es wird 
der ausdrückliche Wunsch geäußert, den Unterricht und Schulalltag gemeinsam zu 
gestalten. 

Partizipation ist für viele junge Menschen ein wichtiger Teil von Demokratiebil-
dung. Beteiligung sollte im Unterricht und im Schulalltag einen festen Platz haben. 
Junge Menschen fordern oft und deutlich, dass sie auf Augenhöhe mit Lehrkräften 
und Schulleitung an schulspezifischen Entscheidungen beteiligt werden wollen. In 
einem Jugend-Audit (12) fordern sie, dass die Bundesschülerinnen- und -schüler-
konferenz gesetzlich legitimiert wird und ihr ein Anhörungsrecht bei der Kultusmi-
nisterkonferenz zugesprochen wird. 

„Partizipation sollte als echte Mitentscheidung von Schülerinnen und Schülern auf 
Augenhöhe verstanden werden und kontinuierlich sein.“ (12) 
 
Schülerinnen- und Schülervertretungen werden in einer zentralen Rolle gesehen. 
Die Schulen sollten ihre Schülerinnen und Schüler stärker motivieren, sich in Form 
von Schülerinnen- und Schülervertretungen in die Gestaltung der Schule einzubrin-
gen. Des Weiteren sollten Gremien von Schülerinnen und Schülern finanziell besser 
ausgestattet werden. 

4.2.2 Freiräume als Orte der Demokratie 

Neben der Schule beschreiben die jungen Menschen außerschulische Räume als 
wichtige Orte der demokratischen Bildung und der Beteiligung.  

„Freiräume sind Demokratieschulen.“ (1) 
 
Die Erfahrung von jungen Menschen ist, dass in außerschulischen Bildungskontex-
ten größerer Wert gelegt wird auf Persönlichkeitsentwicklung, Eigeninitiative und 
Möglichkeiten, sich auszuprobieren. Dort ist es – nach Ansicht der Teilnehmenden 
– besser als in der Schule möglich, demokratisch und selbstbestimmt mitzugestalten 
und Beteiligung zu erleben.  

Deshalb sollten junge Menschen noch mehr Möglichkeiten bekommen, sich zu en-
gagieren, vor allem in Vereinen und an selbstorganisierten Orten. Selbstorganisati-
onen beschreiben sie als „Proberäume für die Gesellschaft“ (5). Selbstorganisierte 
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Räume von jungen Menschen laden zu Innovation und Kreativität ein. In „Erwach-
senenstrukturen“ sehen sie diese Möglichkeiten oft nicht. In ihren eigenen Struktu-
ren wollen junge Menschen Verantwortung und Mitbestimmung lernen und erleben. 
Auch deshalb fordern sie, dass mehr freie Räume für junge Menschen zur Verfü-
gung gestellt werden, die sie eigenverantwortlich, unabhängig und offen gestalten 
können. 

Die Teilnehmenden fordern, dass die dort erworbene Bildung und der Einsatz für 
die Gesellschaft über ehrenamtliches Engagement mehr anerkannt und wertge-
schätzt werden.  

4.2.3 Das Erleben und Erlernen von Demokratie 

„Wir fordern, dass die Bildung und Befähigung der Jugend zur gesellschaftlichen Teil-
habe […] ein gelebtes Ziel von Bildungsinstitutionen wird. So wollen wir Raum für in-
formelle Lernprozesse durch Beteiligung schaffen.“ (8) 
 
Beteiligung und die informellen Lernprozesse, die damit verbunden sind, sind für 
junge Menschen ein Grundpfeiler von Demokratiebildung. Jeder junge Mensch 
sollte die Möglichkeit haben, an dieser Art von Bildung partizipieren zu können. 
Schulische und außerschulische Bildung sollte aus ihrer Sicht neben der vielfältigen 
Wissensvermittlung immer auch partizipativ gestaltet werden. Junge Menschen soll-
ten Gestaltungskompetenz erwerben, um selbst nachhaltige Entscheidungen treffen 
zu können, die gesamtgesellschaftlich bedeutend sind. Darüber hinaus sind die Teil-
nehmenden der Ansicht, dass Beteiligungsprozesse die Persönlichkeit des Einzelnen 
durch das Erleben von Selbstwirksamkeit stärken.  

4.3 Demokratische Mitgestaltung durch junge 
Menschen 

In den analysierten Beteiligungsprozessen äußern junge Menschen grundsätzlich 
und durchgehend das Bedürfnis nach demokratischer Mitgestaltung. Sie wollen be-
teiligt werden, mehr Beachtung im politischen Geschehen finden und sie fordern 
eine stärkere politische Repräsentation ihrer Generation.  

Die Handlungsempfehlungen, Forderungen und Wünsche der beteiligten Kinder, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen überschneiden sich zum Teil mit den Qua-
litätsstandards für gelingende Jugendbeteiligung, die im Rahmen des Nationalen Ak-
tionsplans „Für ein kindergerechtes Deutschland 2005-2010“ entwickelt wurden 
(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2015). Darüber hin-
aus fordern die Teilnehmenden konkrete rechtliche Schritte, die aus ihrer Sicht ein-
geleitet werden sollten, um die politischen Beteiligungsmöglichkeiten für junge 
Menschen zu verbessern. 
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4.3.1 Jugendbeteiligung auf Augenhöhe  

„Wir werden als politisch desinteressiert wahrgenommen und bekommen deshalb we-
nige Möglichkeiten zur aktiven Mitgestaltung“ (3) 
 
Die Teilnehmenden sagen, dass sich viele junge Menschen aktiv für die Gesellschaft 
einsetzen, sich engagieren und ehrenamtlich an Projekten mitwirken. Sie sind der 
Meinung, dass sie Zivilcourage zeigen, sich um ihre Zukunft kümmern und verant-
wortungsbewusst sind. Aus Perspektive der jungen Menschen wird dieses Engage-
ment jedoch oft nicht gesehen und wertgeschätzt. Im Gegenteil: Es wird ihnen zu 
wenig zugetraut, weshalb sie zu selten in politische Entscheidungen einbezogen 
werden.  

„[Jugendlichen] ist wichtig, dass ihre Meinung bei politischen Entscheidungen ange-
hört und berücksichtigt wird.“ (13) 
 
Junge Menschen wollen sich stärker in politische Entscheidungen einbringen. Sie 
wünschen sich echte Mitwirkung, Veränderungspotenzial und Entscheidungsmacht 
durch bessere Rahmenbedingungen und mehr Mitsprache- und Beteiligungsrechte. 
Die Teilnehmenden fordern Beteiligung von jungen Menschen auf allen Ebenen 
und in der Breite der Gesellschaft.  

„Junge Menschen wollen respektvoll behandelt und ernstgenommen werden.“ (1) 
 
Grundlage von Beteiligung ist eine vertrauensvolle Beziehung zwischen jungen 
Menschen und politischen Akteuren auf Augenhöhe. Dieses Vertrauen kann erst 
durch Offenheit, Verlässlichkeit und Transparenz entstehen – so die Teilnehmen-
den. Junge Menschen wollen mit ihren Bedürfnissen ernstgenommen werden. Sie 
wünschen sich, dass ihnen mehr zugetraut wird und politisch Verantwortliche pro-
aktiv auf sie zugehen, um echte Macht abzugeben. 

„Die Interessen von Jugendlichen sollen bei zukunftsrelevanten Entscheidungen wie 
dem Klimaschutz stärker einbezogen werden. Es geht um ‚unsere Zukunft‘!“ (6) 
 
Junge Menschen sagen, dass ihre Generation eigene Ideen zur gesellschaftlichen 
Veränderung hat. Diese Weiterentwicklungspotenziale sollten seitens der Erwach-
senen unterstützt werden. Sie nehmen eine Zeit des Umbruchs wahr und sind mo-
tiviert, diesen mitzugestalten.  

„Jugendliche sollten auch als Gäste in politischen Talkshows auftreten.“ (3) 
 
Aus Sicht der Teilnehmenden ist Jugendbeteiligung für politische Akteure beson-
ders dann attraktiv, wenn sich junge Menschen zu bestimmten Themen öffentlich-
keitswirksam verhalten (wie z. B. bei der Fridays-for-Future-Bewegung). Sie wollen 
hingegen auf Dauer mit ihren Themen und Interessen gesehen werden und vertre-
ten sein – sowohl in Öffentlichkeit, Schule und Politik als auch in der Wirtschaft. 
Erwachsene sollten hierfür kontinuierliche und verlässliche Beteiligungsangebote 
schaffen, die echte Mitwirkungsmöglichkeiten bieten. Junge Menschen wünschen 
sich einen direkten Dialog, der bestenfalls generationenübergreifend und öffentlich 
passiert.  
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4.3.2 Rahmenbedingungen wirksamer Jugendbeteiligung 

Erfolgreiche Konzepte der Beteiligung gehen über reine Meinungs- und Willensbil-
dung hinaus, so die Teilnehmenden. Das Format sollte sich den Gegebenheiten an-
passen und von jungen Menschen immer auch mitgestaltet oder sogar gänzlich 
selbstbestimmt sein. Die Individualität und Vielfalt von jungen Menschen sollte im 
Rahmen der Vorbereitung und Durchführung beachtet werden. Sie fordern Beteili-
gungsangebote, die lebensweltorientiert, attraktiv und für alle jungen Menschen zu-
gänglich sind. Die Angebote sollten gut erreichbar, zeitlich flexibel, kostenfrei und 
vor allem inklusiv sein. Beteiligung braucht Raum, Zeit und funktionierende Infra-
struktur. Jeder Beteiligungsprozess sollte einen Nutzen für jeden Teilnehmenden 
haben und sinnhaft sein. 

„Um mehr Menschen zur Beteiligung zu motivieren, muss der Mehrwert, sich zu be-
teiligen so hoch sein, dass alltägliche Verpflichtungen in den Hintergrund rücken.“ 
(10) 
 
Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter oder andere für Beteiligung qualifi-
zierte Ansprechpersonen sollten bei der Durchführung von Beteiligungsprozessen 
unterstützen und die jungen Menschen bei Bedarf persönlich betreuen. Hierfür 
sollte es verbindliche Rahmenbedingungen geben.  

Beteiligung sollte in der Gemeinschaft erlebt werden – bestenfalls ergänzen sich 
Online- und Offline-Methoden. Die Möglichkeiten digitaler Medien sollten genutzt 
werden, um eine breite Vielfalt an jungen Menschen anzusprechen. Mit digitalen 
Angeboten kann die Attraktivität der Angebote erhöht und dezentrale Mitwirkung 
ermöglicht werden. 

Der Beteiligungsprozess sollte möglichst ergebnisoffen gestaltet werden und viel 
Raum für kreative Lösungen lassen. Es sollten echte Veränderungen von bestehen-
den Strukturen zugelassen werden. Transparente Berichterstattung und verbindliche 
Absprachen zum weiteren Vorgehen sollten den Beteiligungsprozess abschließen. 

4.3.3 Verständliche Sprache und verlässliche Kommunikation 

Die Teilnehmenden fordern eine bessere Kommunikationskultur zwischen politi-
schen Akteuren und jungen Menschen. Sie sind der Ansicht, dass Informationen die 
Grundlage jeder Beteiligung sind. Deshalb fordern sie, dass insgesamt mehr Infor-
mationen über aktuelle politische Themen in jugendgerechter Sprache zur Verfü-
gung gestellt werden. Politische Entscheidungen und Maßnahmen (z. B. zu den 
Themen Klima und Europa) sollten für alle jungen Menschen verständlich sein. Sie 
fordern außerdem, über ihre Rechte sowie jegliche Jugendbeteiligungsmöglichkeiten 
und deren Prozessabläufe informiert zu werden.  

„Kommuniziert offen und in verständlicher Sprache!“ (2) 
 
Zur Information, Kommunikation und zum Netzwerken wünschen sich junge Men-
schen zentral-analoge Anlaufstellen und dezentral-digitale Angebote (auch platt-
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formübergreifend), die von Politik und Verwaltung initiiert und von jungen Men-
schen mitgestaltet werden. Medien zur Verbreitung von Informationen wollen die 
Jugendlichen mitentwickeln, mit ausgestalten und begleiten. Ihnen ist es wichtig, 
dass diese Angebote attraktiv sind und jede/jeder Zugang zu ihnen hat. Es sollten 
möglichst viele bzw. eine breite Vielfalt junger Menschen erreicht werden. Die Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen der JugendPolitikTage 2017 (5) schlagen eine 
App für politische Partizipation vor, die Informationen zur Verfügung stellt und 
zur Interaktion einlädt. 

4.3.4 Unterstützung von Selbstorganisationen und Freiräumen 

„Die Verfügbarkeit von Raum für verschiedenste Belange schafft die Möglichkeit der 
Mitgestaltung am eigenen Lebensumfeld.“ (10) 
 
Jugendorganisationen (bestehende wie auch neu zu gründende) nehmen im Rahmen 
von Beteiligungsprozessen einen besonderen Stellenwert ein. Die Teilnehmenden 
wollen, dass bestehende Strukturen stärker unterstützt und in die Initiierung und 
Umsetzung von Beteiligungsvorhaben einbezogen werden. Sie sollten außerdem be-
kannter und ihre Angebote attraktiver gemacht werden, um noch mehr junge Men-
schen zur Mitarbeit anzuregen.  

„Mehr Öffentlichkeitsarbeit ist nötig, um Strukturen von Jugendbeteiligung, Jugendar-
beit und außerschulischer Bildungsarbeit bekannter und attraktiver zu machen. Die 
Verbände sollten öffentlichkeitswirksamer agieren und auch die Hemmschwellen für 
neue Interessierte senken, z. B. durch Schnupperaktionen.“ (1) 
 
Außerschulisches Engagement sollte ihrer Ansicht nach stärker unterstützt werden. 
Sie sehen ihre Organisationen in einer wichtigen Rolle, um Politik mitzugestalten 
bzw. eine Brücke für junge Menschen zur politischen Mitwirkung zu sein. Die Teil-
nehmenden fordern mehr finanzielle Unterstützung von Jugendstrukturen. 

„Infolgedessen sollten Vereine und Organisationen gefördert werden, damit sich die 
Jugendlichen auch außerhalb der Schule […] engagieren können.“ (6) 
 
Junge Menschen wünschen sich eine stärkere Jugend in politischen Parteien. Sie 
sind der Ansicht, dass junge Parteimitglieder in parteiliche Führungspositionen ge-
hören. 

„Zusätzlich ist es notwendig junge Politiker durch eine Jugendquote zu fördern.“ (6)  
 
Zu aktuellen politischen Themen wollen sie in Gruppen und Zusammenschlüssen 
aktiv werden und sich sowohl parteinah als auch parteifern am gesellschaftlichen 
Diskurs beteiligen.   

Freie Räume können, so die Teilnehmenden, Treffpunkte für Kommunikation, Aus-
tausch und die Entstehung neuer Ideen sein. Diese Räume brauchen Zeit, Akteure 
und finanzielle Mittel. Um wirksame Beteiligung zu ermöglichen, sollten von Seiten 
der Politik und Verwaltung stets für eine gute Ausstattung und für rechtliche Legi-
timierung gesorgt sein. 
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„Das Macht- und Ressourcengefälle zwischen den Akteuren [ist] oft sehr ungleichmä-
ßig verteilt und eine Ausgewogenheit der Machtverhältnisse ist nicht gegeben.“ (10)  

4.3.5 Empowerment als Effekt von Partizipation 

„Mitzuwirken bedeutet ‚machen‘ und für die eigenen Überzeugungen und Bedürfnisse 
einzustehen.“ (10) 
 
Selbstbewusstsein, Selbstvertrauen und Selbstwirksamkeit sind häufig genannte Be-
griffe. Junge Menschen sind der Ansicht, dass sie nur dann eine aktive Rolle in der 
Gesellschaft einnehmen können, wenn sie sich selbst bewusst sind und vertrauen. 
Der Selbstwert junger Menschen sollte, so die Teilnehmenden, stärker in den Blick 
genommen werden – z. B. durch Angebote, die das Selbstvertrauen stärken, die das 
ehrenamtliche Engagement fördern oder auch Eltern unterstützen. 

„Vielen jungen Menschen fehlt es an Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen. Deswe-
gen müssen sie gestärkt werden, um sich zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern zu ent-
wickeln. […] Deshalb sollte es […] Streitschlichterprogramme geben. Außerdem soll-
ten junge Menschen zu mehr ehrenamtlichem Engagement […] motiviert werden. Es 
ist wichtig, auch die Eltern in diesen Prozess einzubeziehen. Nur wenn diese selbst 
stark sind, können sie das auch ihren Kindern weitergeben.“ (4) 
 
Jungen Menschen sollten Räume ermöglicht werden, in denen Erfahrungen von 
Stärke und Solidarität gemacht werden können. Sie sollten lernen, ihren eigenen 
Standpunkt zu entwickeln, diesen zu hinterfragen, anzuwenden und selbstbewusst 
zu vertreten. 

„Mitwirkung fördert ein intaktes Gemeinwesen und […] eine lebendige Demokratie.“ 
(10) 
 
Die Teilnehmenden beschreiben Selbstwirksamkeit als eine Folge von wirksamer 
Jugendbeteiligung und gleichzeitig als Antrieb, an weiteren Beteiligungsprozessen 
teilzunehmen. Sie sind der Ansicht, dass die Erfahrung von Selbstwirksamkeit das 
Verantwortungsgefühl und somit ein offenes Demokratieverständnis fördert. Wenn 
junge Menschen sich beteiligen, dann werden sie sich ihrer eigenen Mündigkeit be-
wusst und erfahren, dass sie etwas bewirken können. Gelingende Beteiligungspro-
zesse mit guten Rahmenbedingungen können Selbstwirksamkeitserfahrungen er-
möglichen und sind somit auch aus individuell-psychosozialen Gründen ein wichti-
ger Baustein eines demokratischen Miteinanders. 

4.3.6 Kontinuierliche und rechtlich verbindliche Partizipation 

Die Teilnehmenden fordern, dass das Recht auf Jugendbeteiligung und konkrete 
Möglichkeiten der Partizipation gesetzlich verankert werden. Beteiligung sollte aus 
ihrer Sicht fortwährend gewährleistet, verbindlich und rechtlich abgesichert sein.  

„Kindern und Jugendlichen in allen sie berührenden Angelegenheiten Beteiligungs- 
und Mitwirkungsrechte sichern. Diese müssen bei sie betreffenden Belangen in den 
Bundestagssitzungen gehört werden. Hierbei ist ein transparenter Abschlussbericht 
zur Umsetzung innerhalb eines festgelegten Zeitraums erforderlich.“ (11) 
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Konkrete politische Forderungen für mehr Jugendbeteiligung sind: 

1. Absenkung des Wahlalters  

Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen der JugendPolitikTage 2019 (11) for-
dern, dass das aktive Wahlrecht auf 14 Jahre abgesenkt wird; jüngere Kinder und 
Jugendliche sollten auf Antrag wählen dürfen. In anderen Beteiligungsprozessen 
wird die Senkung des Wahlalters ebenfalls konsequent gefordert, in den meisten 
Fällen auf 16 Jahre – sowohl auf kommunaler als auch auf Landes-, Bundes- und 
EU-Ebene.  

„Durchführung einer Wahlrechtreform: Absenkung des Wahlalters auf 16.“ (11) 
 
Nach Ansicht der Teilnehmenden erhöht die Wahlberechtigung von jüngeren Men-
schen die demokratische Legitimation, steigert die Identifikation mit demokrati-
scher Politik und zeigt Wertschätzung für jugendliches Engagement. Von den Teil-
nehmenden wird keine konkrete Aussage dazu gemacht, ob auch das passive Wahl-
recht abgesenkt werden sollte. 

2. Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz 

Um die Interessen von jungen Menschen verpflichtend zu wahren, fordern die Teil-
nehmenden die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz.  

3. Legitimierte Jugendgremien zur ständigen Partizipation 

Junge Menschen fordern verbindliche Beteiligungsrechte für junge Menschen in 
„Erwachsenengremien“ und im Rahmen von politischen Entscheidungsprozessen. 
Die Beteiligung soll durch institutionalisierte Jugendgremien (z. B. Parlamente und 
Beiräte) auf allen Ebenen (EU, Bund, Land und Kommune) ermöglicht werden. Ein 
Bundesjugendparlament soll beispielsweise das Recht auf kleine Anfragen, Geset-
zesinitiativen, Rederecht und Berichterstattung im Bundestag haben (11). Zur Be-
gleitung der Jugendgremien sollten ausreichend finanzielle Mittel und eine haupt-
amtliche Beratung zur Verfügung gestellt werden. Junge Menschen wollen in ihren 
Gremien zu aktuellen gesellschaftlichen Themen arbeiten und sich in politische 
Strategien und Entscheidungen einbringen. Die Jugendgremien sollten Ebenen 
übergreifend untereinander im Austausch stehen.  

Jährlich stattfindende Jugendkonferenzen auf kommunaler, Landes- und Bundes-
ebene sollten politische Strategien (z. B. die Jugendstrategie der Bundesregierung) 
begleiten und zum Dialog von politischen Akteuren und jungen Menschen einladen.  

Schülerinnen- und Schülervertretungen sollten ebenfalls ein allgemeinpolitisches 
Mandat innehaben und sich nicht nur zu schulspezifischen Themen innerhalb der 
Schule äußern dürfen.  

Alle Beteiligungsformate (z. B. Jugendbeiräte, -parlamente, -konferenzen) sollten 
möglichst eine breite Vielfalt junger Menschen abbilden.  

4. Prüfung von politischen Vorhaben auf ihre Jugendgerechtigkeit 
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Die Teilnehmenden fordern, dass alle politischen Maßnahmen und Entscheidungen 
auf Jugendrelevanz und -gerechtigkeit überprüft werden. Sie wollen, dass bei allen 
Entscheidungen der Politik Nachteile für junge Menschen vermieden werden. Diese 
Prüfung soll verbindlich sein und durch Jugendgremien begleitet werden. 

4.3.7 Nachhaltigkeit als Beteiligungsthema 

Klimaschutz ist aus Sicht der Teilnehmenden gesamtgesellschaftlich bedeutsam. Sie 
wünschen sich einen langfristigen politischen Ansatz der Nachhaltigkeit. Sie äußern 
deutliche Kapitalismus- und Wachstumskritik.  

„Wir empfehlen, dass Politik, Wirtschaft und Gesellschaft einen kritischen Dialog 
über die kapitalistische Wirtschaftsweise führen. […] Weg von Gewinnmaximierung, 
hin zu einem nachhaltigen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem.“ (6) 
 
In einem Abschnitt der UNICEF-Umfrage (13) wurden die Kinder und Jugendli-
chen gefragt, welche Themen ihnen als Bürgermeisterin oder Bürgermeister beson-
ders wichtig wären. Ein Großteil antwortete, dass sie sich für den Umwelt- und 
Klimaschutz und für einen nachhaltigen Umgang mit Ressourcen einsetzen würden.  
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5 Ergebnisse der Analyse nach 
Beteiligungsprozessen 

Die Jugendbeteiligungsprozesse wurden im Hinblick auf jugendliche Perspektiven 
zu demokratischer/politischer Bildung betrachtet. Inhalte, die sich auf die in der 
Zielstellung genannten Dimensionen bezogen, wurden als relevant markiert. Diese 
werden im Folgenden zusammengefasst und weiter ausgeführt. Es findet eine Be-
trachtung jedes einzelnen Prozesses statt. Die jeweilige Betrachtung der Ergebnisse 
beinhaltet keine Bewertung oder Interpretation. Es wird ausschließlich die Perspek-
tive der Jugendlichen abgebildet.  

5.1 Ichmache>Politik (2011-2014) 

Bildung über Demokratie 
Die Teilnehmenden sind der Ansicht, dass politische Bildung in schulischen und 
außerschulischen Einrichtungen insgesamt einen höheren Stellenwert bekommen 
sollte. Als das Kernstück von politischer Bildung wird Beteiligung genannt. Beteili-
gung sollte erlernt werden, so die Teilnehmenden, und dies sollte so früh wie mög-
lich beginnen. Es sollten Kompetenzen vermittelt werden, die dafür gebraucht wer-
den. Welche diese Kompetenzen sind, wird nicht näher erläutert. Partizipation sollte 
in Lehrpläne integriert werden und die Lehrkräfteausbildung sollte in dieser Hin-
sicht ausgebaut werden.  

Unterschiedliche Bildungsträger sollten für verschiedene Bildungsangebote mitei-
nander kooperieren. Außerschulische Angebote sollten in den Schulalltag integriert 
werden. Die Teilnehmenden sind der Überzeugung, dass gute Angebote Theorie 
und Praxis miteinander verbinden und praktische Erfahrungsmöglichkeiten bieten 
sollten. Lernen sollte ganzheitlich gestaltet sein und Raum zur Persönlichkeitsent-
wicklung lassen. Die Teilnehmenden wünschen sich methodisch vielfältigen Unter-
richt und dass selbstständiges und gruppenorientiertes Arbeiten im Vordergrund 
steht. Sie wollen, dass Angebote inklusiv, vielfältig sowie zielgruppenorientiert sind.  

Schulische und außerschulische Bildung sollten gleichberechtigt behandelt werden. 
Es braucht mehr Wertschätzung und Anerkennung für außerschulische Leistungen. 
Strukturen von Jugendarbeit und außerschulischer Bildungsarbeit sollten insgesamt 
bekannter gemacht und attraktiver kommuniziert werden.  

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Teilnehmenden wünschen sich ein demokratiefreundliches Schulklima. Sie for-
dern, dass Mitbestimmung in Schulkonzepten verankert wird. Es sollte vielfältige 
Mitwirkungsmöglichkeiten bei der Gestaltung der Schule und ihrer Inhalte geben. 
Meinungen der Schülerinnen und Schüler sollten regelmäßig abgefragt werden.  

Neben der Schule beschreiben die Teilnehmenden außerschulische Angebote als 
wichtige Orte der demokratischen Bildung und der Beteiligung.  
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„Freiräume sind Demokratieschulen.“ 
 
Außerschulische Bildung ist nach Ansicht der Teilnehmenden ein Ort, wo Persön-
lichkeitsentwicklung stattfindet, wo es Räume zum Ausprobieren gibt und Eigen-
initiative gefördert wird. In außerschulischen Bildungsstrukturen ist es möglich, de-
mokratisch und selbstbestimmt zu gestalten und Beteiligung zu erleben.  

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Teilnehmenden fordern so viel Partizipation wie möglich in allen Bereichen der 
Gesellschaft. Alle politischen Themen sollten durch junge Menschen auf Jugendre-
levanz überprüft werden. Sie wünschen sich echte Mitwirkung, echtes Verände-
rungspotenzial und Entscheidungsmacht durch mehr Mitsprache- und Beteiligungs-
rechte. 

„Junge Menschen wollen respektvoll behandelt und ernstgenommen werden.“ 
 
Die Teilnehmenden nennen Rahmenbedingungen für wirksame Jugendbeteiligung:  

− Raum, Zeit und funktionierende Infrastruktur; 
− gut erreichbar, altersgerecht, zeitlich flexibel und für alle bezahlbar;  
− rechtlich abgesichert;  
− nicht erzwungen, sondern aufsuchend;  
− on- und offline;  
− in der Gemeinschaft erlebt. 

Es sollten insgesamt mehr Informationen über Mitbestimmungsmöglichkeiten zur 
Verfügung gestellt werden. Onlinemedien können zur Ansprache genutzt werden.  

„Mehr Öffentlichkeitsarbeit ist nötig, um Strukturen von Jugendbeteiligung, Jugendar-
beit und außerschulischer Bildungsarbeit bekannter und attraktiver zu machen. Die 
Verbände sollten öffentlichkeitswirksamer agieren und auch die Hemmschwellen für 
neue Interessierte senken, z. B. durch Schnupperaktionen.“ (1) 
 
Bestehende Strukturen sollten stärker in die Initiierung und Umsetzung von Betei-
ligungsprozessen einbezogen werden. Beteiligungsstrukturen sollten bekannter und 
attraktiver gemacht werden. Der Rahmen für Mitbestimmung sollte von jungen 
Menschen bestimmt sein. Die Teilnehmenden fordern inklusive, vielfältige, ziel-
gruppenorientierte und offene Angebote. Politisch Verantwortliche sollten Partizi-
pationsstrukturen proaktiv aufsuchen. Politik sollte offen, verlässlich und transpa-
rent handeln und ernsthaft daran interessiert sein, Macht abzugeben. 

Konkrete rechtliche Forderungen für mehr Jugendbeteiligung sind: 

− Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre, 
− Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz, 
− Rede- und Beteiligungs-, Antrags- und Anhörungsrechte für junge Men-

schen in „Erwachsenengremien“. 
− allgemeinpolitisches Mandat für Schülerinnen- und Schülervertretungen, 
− U27-Vertretung in jedem Jugendhilfeausschuss, 
− mehr finanzielle Mittel für Jugendselbstorganisationen. 
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5.2 Ichmache>Politik | Demografie (2014-2017) 

Bildung über Demokratie 
Politische/demokratische Bildung wird in den Ergebnissen von Ichmache>Poli-
tik|Demografie nicht explizit genannt, lediglich allgemeine Äußerungen zu Bildung.  

In Lehr-Lern-Situationen wünschen sich die Teilnehmenden weniger Leistungs-
druck und mehr bewertungsfreie Räume. Sie wollen, dass Jugendverbände als au-
ßerschulische Bildungsorte anerkannt werden. Vereinsangebote sollten in den 
Schulbetrieb aufgenommen werden. Und außerschulisches Engagement sollte aner-
kannt werden.  

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Teilnehmenden fordern mehr Mitbestimmung in der Schule.  

„Wir wollen mitbestimmen, was wir lernen und wann und wie wir lernen!“ 
 
Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Sie fordern Beteiligung und Mitbestimmung von jungen Menschen in der Breite der 
Gesellschaft. Junge Menschen wollen ernstgenommen werden. Sie wünschen sich, 
dass ihnen mehr zugetraut wird und sie sind der Überzeugung, dass sie „nicht un-
motiviert und unpolitisch, sondern aktiv und engagiert“ sind. Jugendorganisationen 
sollte es ermöglicht werden, eine aktivere Rolle in der Politik zu spielen. Sie wollen, 
dass Nachteile insbesondere für junge Menschen bei allen Entscheidungen der Po-
litik vermieden werden.  

Um sich besser beteiligen zu können, fordern die Teilnehmenden, dass transparen-
ter und in verständlicher Sprache kommuniziert wird. Politik und Verwaltung soll-
ten vorhandene und bewährte Wege der Kommunikation und Partizipation nutzen, 
aber auch vor neuen Kanälen wie Social Media nicht zurückschrecken.  

Die Teilnehmenden fordern, dass das Wahlalter gesenkt wird. 

5.3 Jugendworkshop zur Jugendstrategie des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (2015) 

Bildung über Demokratie 
Junge Menschen wollen nicht so behandelt werden, als ob sie heute zu wenig wissen 
und deshalb über das, was richtig ist, und das, was morgen kommt, von Erwachse-
nen aufgeklärt werden müssen. Sie wollen als Individuen wahrgenommen werden, 
die in ihren Fähigkeiten und Persönlichkeiten gefördert und mit ihrer Perspektive 
ernstgenommen werden. 

Aktuelle politische Themen sollten für junge Menschen zugänglicher gemacht wer-
den. Es sollten attraktive und interaktive Angebote zu politischen Themen in Bil-
dungsinhalte eingebunden werden. 
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Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Teilnehmenden wollen bei der Ausgestaltung der Schule um ihre Meinung ge-
beten werden.  

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Meinung der Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist, dass sich viele junge 
Menschen aktiv für die Gesellschaft einsetzen, sich engagieren und ehrenamtlich an 
Projekten mitwirken. Junge Menschen zeigen Zivilcourage, kümmern sich um ihre 
Zukunft, sind verantwortungsbewusst. Dieses Engagement wird nach ihrer Ansicht 
oft nicht gesehen und wertgeschätzt.  

„Wir werden als politisch desinteressiert wahrgenommen und bekommen deshalb we-
nige Möglichkeiten zur aktiven Mitgestaltung.“ 
 
Die Teilnehmenden sind der Ansicht, dass die Perspektiven von jungen Menschen 
zu oft vernachlässigt werden. Deshalb sollten flächendeckend Jugendparlamente ge-
schaffen werden, ihnen sollte mehr Mitspracherecht bei allen Themen eingeräumt 
werden.  

„Jugendliche sollten auch als Gäste in politischen Talkshows auftreten.“ 
 
Erwachsene sollten:  

− Mitwirkungsmöglichkeiten für junge Menschen schaffen, 
− Individualität und Vielfalt von jungen Menschen anerkennen, 
− den direkten Dialog suchen, generationenübergreifend und öffentlich, 
− Vorbilder sein, 
− Vorschläge und Meinungen junger Menschen ernstnehmen und in Dis-

kurse integrieren, 
− Veränderungen akzeptieren und die stetige Weiterentwicklung der Gesell-

schaft unterstützen. 

5.4 JuPiD Jugend und Politik im Dialog (2016) 

Bildung über Demokratie 
Die Teilnehmenden beschreiben das Wissen über Politik und die kritische Einord-
nung dessen als wesentliches Element von politischer Bildung. Und politische Bil-
dung ist aus ihrer Sicht eine wichtige Grundvoraussetzung für erfahrene Demokra-
tie.  

„Um sich in einer vernetzten Welt zurechtzufinden, müssen junge Menschen lernen, 
verlässliche Informationen zu finden und sie kritisch einzuordnen. Dieses Wissen 
macht einen wichtigen Teil der politischen Bildung aus, die eine der Grundvorausset-
zungen der gelebten Demokratie ist.“ 
 
Sie fordern bundesweit kostenfreies WLAN – damit jeder und jede die Möglichkeit 
hat, das Internet als Informationsquelle zu nutzen.  

„Eine Institution, die jungen Menschen beibringen muss, kritisch zu denken, ist die 
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Schule.“ 
 

Lehrkräfte sollten sich bemühen, möglichst vielfältige politische Fakten vermitteln. 
Schulen sollten nicht nur Fakten vermitteln, sondern die Schülerinnen und Schüler 
sollten angehalten werden, eigene Ideen, Thesen und Argumente zu entwickeln. Es 
sollten mehr politische Simulationen und Planspiele angeboten werden. Darüber 
hinaus sollte es auch in Schulen Freiräume geben, die Schülerinnen und Schüler 
nutzen können, um ihre eigenen Interessen zu verfolgen. Junge Menschen wollen 
weg von Noten und Zeugnissen, hin zu kritischem Denken und Kreativität. 

„Nur so können sie zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern werden.“ 
 
Die Teilnehmenden fordern „europäische Politik- und Staatskunde“ als ver-
pflichtendes Unterrichtsfach. Der Inhalt dieses Fachs sollte auf EU-Ebene verhan-
delt und abgestimmt sein. Diese Lehrpläne sollten mit Schülerinnen und Schülern 
gemeinsam entwickelt werden. Das Schulprogramm sollte außerdem Ausflüge ins 
Europaparlament und zu anderen EU-Institutionen verbindlich vorsehen.  

Junge Menschen sollten sich umfassend über die EU informieren können, deshalb 
muss das komplexe politische System der Europäischen Union verständlicher kom-
muniziert werden. Hierfür könnte eine Europäische Zentrale für politische Bildung 
(EZpB) gegründet werden, die alle Europäerinnen und Europäer informiert und 
Fortbildungen anbietet. Sie soll außerdem eine Diskussionsplattform bieten, um die 
EU kritisch hinterfragen zu können. Bürgerinnen und Bürger sollten durch Online-
Beteiligung direkt an der Arbeit der EZpB teilnehmen können.  

Gebühren in Bildungseinrichtungen sollten abgeschafft werden, um demokratische 
Bildungssysteme und gleichwertige Bildungsstandards zu erreichen.  

Außerschulisches Engagement sollte verpflichtend gemacht und wertgeschätzt wer-
den. Hierzu braucht es ein System der Anerkennung. Um das Pflichtangebot zu 
gewährleisten, sollten Angebote der Jugendarbeit verbessert, ausgebaut und besser 
finanziert werden.   

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Junge Menschen sollten noch mehr Möglichkeiten bekommen, sich zu engagieren, 
vor allem in Vereinen, weil sie dort – so die Annahme der Teilnehmenden – demo-
kratische Prinzipien erlernen. Vereine sollten sich selbst als Orte der Jugendbeteili-
gung sehen und dafür alle Rahmenbedingungen zur Verfügung stellen.  

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Für eine – wie die Teilnehmenden es nennen – aktive Bürgerschaft brauchen junge 
Menschen Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen. Deshalb sollte die psychosoziale 
Entwicklung stärker in den Blick genommen werden – z. B. durch Programme, die 
das Selbstvertrauen stärken (in Schulen und Vereinen), die Förderung von ehren-
amtlichem Engagement oder auch durch Elterntrainings.  

„Vielen jungen Menschen fehlt es an Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen. Deswe-
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gen müssen sie gestärkt werden, um sich zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern zu ent-
wickeln. […] Deshalb sollte es […] Streitschlichterprogramme geben. Außerdem soll-
ten junge Menschen zu mehr ehrenamtlichem Engagement […] motiviert werden. Es 
ist wichtig, auch die Eltern in diesen Prozess einzubeziehen. Nur wenn diese selbst 
stark sind, können sie das auch ihren Kindern weitergeben.“ 

5.5 JugendPolitikTage (2017) 

Bildung über Demokratie 
„Es braucht kompetenzorientierte, fachübergreifende und altersgerechte politische 
Bildung ab der 5. Klasse, die in einem erlebnisorientierten Politikunterricht zusam-
mengeführt wird.“  
 
Die Teilnehmenden fordern, die Qualität der politischen Bildung grundsätzlich zu 
verbessern, ausreichend Zeit und Geld zur Verfügung zu stellen, um mit passenden, 
praxisnahen und projektbezogenen Angeboten verschiedene gesellschaftspolitische 
Standpunkte zu vermitteln und den Jugendlichen selbstreflektierte politische Mei-
nungsbildung zu ermöglichen.  

„Wir fordern, dass unsere Kinder ‚Politik‘ nicht als Fremdwort kennenlernen.“ 
 
Diskussionen und Aufklärung zu aktuellen politischen Themen sind den Teilneh-
menden besonders wichtig. Die Lehrpläne sollten um den Aspekt des Populismus 
erweitert und interkultureller Jugendaustausch sollte ermöglicht werden. Eine For-
derung aus der „AG 11 Rechtspopulismus – Meinungsfreiheit oder Gefahr für die 
Demokratie?“ ist:  

„Wir fordern die Bundesregierung dazu auf, durch eine projektbezogene, finanzielle 
Unterstützung den interkulturellen Austausch für alle Jugendlichen stärker zu för-
dern.“ 
 
Die Teilnehmenden empfehlen, dass es einen Werkzeugkasten für politische Betei-
ligung geben sollte, der von Jugendlichen im Unterricht für politische Bildung erar-
beitet wird. 

„Politische Bildung muss knallen!“ 
 
Junge Menschen sollten Politik mit Spaß und Erfolg verbinden und Politik im eige-
nen Alltag erleben.  

„Wir fordern, dass Medienkompetenz in alle Lehrpläne verbindlich integriert wird, 
wobei besonders aktuelle politische Themen behandelt werden sollen.“ 
 
Damit junge Menschen Nachrichten besser einordnen können, fordern die Teilneh-
menden die Vermittlung von Medienkompetenz und eine bessere Medienausstat-
tung in der Schule.  

Außerschulische Bildungsangebote sollten kostenfrei zugänglich sein. 
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Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Politische Bildung sollte, samt demokratischer Partizipationsmöglichkeiten, im Un-
terricht einen festen Platz haben. Im Schulalltag sollte es mehr Selbst- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten für Schülerinnen und Schüler geben. Schülerinnen und 
Schüler, Lehrkräfte und Schulleitung sollten als gleichwertige Akteure verstanden 
werden.  

Die Teilnehmenden beschreiben Selbstorganisationen als „Proberäume für Gesell-
schaft“, sie sorgen aus ihrer Sicht für gesellschaftlichen Fortschritt, Innovationen 
und Kreativität. Junge Menschen lernen und erleben dort Verantwortung und Mit-
bestimmung. Außerschulische Bildung und ehrenamtliches Engagement sollten 
mehr anerkannt und wertgeschätzt werden.  

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Teilnehmenden fordern ein aktives Wahlrecht ab 16 Jahren. Dieses erhöhe die 
demokratische Legitimation, steigere die Identifikation mit Demokratie und zeige 
Wertschätzung für jugendliches Engagement – so die Teilnehmenden.  

Sie fordern hauptamtliche Beratung und Begleitung für Jugendparlamente, Jugend-
beiräte und Schüler- und Schülerinnenvertretungen.  

JugendPolitikTage sollten regional initiiert werden. Sie können Orte des Dialogs 
von Parteien und jungen Menschen sein.  

Junge Parteimitglieder gehören nach Ansicht der Teilnehmenden in parteiliche Füh-
rungspositionen.  

Um Jugendbeteiligung zu fördern, halten die Teilnehmenden eine App für politische 
Partizipation für sinnvoll, die Informationen zur Verfügung stellt und zur Interak-
tion bzw. Vernetzung einlädt. 

5.6 Jugenddialog „Unser Klima! Unsere Zukunft!“ 
(2017)  

Bildung über Demokratie 
„Bildung sehen wir als wichtiges Instrument, um die Denk- und Verhaltensweisen der 
Bürgerinnen und Bürger nachhaltig zu verändern.“ 
 
Mit mehr Information, Bewusstseinssteigerung und Bildung wollen die Teilnehmen-
den des Jugenddialogs effektivere Klimaschutzpolitik betreiben. Sie fordern ein ver-
pflichtendes Schulfach „Nachhaltigkeit“.  

Die Teilnehmenden fordern, dass in Bildungseinrichtungen über aktuelle politische 
Entwicklungen informiert wird und junge Menschen eingeladen werden, sich wei-
terzubilden und sich zu engagieren (u. a. parteipolitisch). 
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Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Klimaschutz ist aus Sicht der jungen Autorinnen und Autoren des Jugendreports 
nicht nur ökologisch, sondern auch gesamtgesellschaftlich sowie sozial bedeutsam. 
Sie wünschen sich einen langfristigen politischen Ansatz der Nachhaltigkeit. Sie äu-
ßern deutliche Kapitalismus- und Wachstumskritik.  

„Wir empfehlen, dass Politik, Wirtschaft und Gesellschaft einen kritischen Dialog 
über die kapitalistische Wirtschaftsweise führen. […] Weg von Gewinnmaximierung, 
hin zu einem nachhaltigen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem.“ 
 
Für Nachhaltigkeit können sich junge Menschen am besten einsetzen, indem sie 
sich in Aktivistengruppen, Vereinen und anderen Nichtregierungsorganisationen 
einbringen, so die Autorinnen und Autoren des Jugendreports.  

Sie schreiben, dass ihre Generation eigene Gestaltungs- und Veränderungsmöglich-
keiten hat, dass eine Zeit des Umbruchs gekommen ist und sie sehr motiviert sind, 
diesen mitzugestalten. Hierfür sollten allerdings Beteiligungsmöglichkeiten ausge-
baut werden, auch für Menschen, die bisher wenig aktiv waren. Konkrete Forde-
rungen sind:  

− mehr direkte Beteiligung und Stärkung des Einflusses von jungen Men-
schen, 

− mehr Umfragen, die die Meinung junger Menschen einholen, 
− Jugendparlamente, Jugendquoten und Jugendbotschafter, 
− stärkere Jugendorganisationen in politischen Parteien, 
− Schaffung einer zentralen Anlaufstelle zur Kommunikation mit Jugendor-

ganisationen, 
− Nutzung der digitalen Medien zur Einbindung der Bevölkerung bei politi-

schen Entscheidungen, 
− Förderung von (internationalen) Jugendaustauschmöglichkeiten, 
− Förderungen von Vereinen und Organisationen für mehr außerschulisches 

Engagement, 
− Absenkung des (EU-)Wahlalters auf 16 Jahre. 

Die Autorinnen und Autoren fordern kontinuierliche und verlässliche Beteiligungs-
angebote, die möglichst viele Jugendliche beteiligen und deren Ergebnisse einen 
echten Einfluss auf politische Entscheidungen haben. Die Sprache und die Aufbe-
reitung aktueller politischer Themen sollten jugendgerecht (verständlich und attrak-
tiv) sein. Jungen Menschen sollte ein guter Überblick zu Beteiligungsmöglichkeiten 
zur Verfügung gestellt werden.  

„Die Interessen von Jugendlichen sollen bei zukunftsrelevanten Entscheidungen wie 
dem Klimaschutz stärker einbezogen werden. Es geht um ‚unsere Zukunft‘!“ 
 
Die Autorinnen und Autoren des Jugendreports machen deutlich, dass sich junge 
Menschen stärker in die (Klima-)Politik einbringen wollen und fordern dazu bessere 
Rahmenbedingungen, die eine wirksame Beteiligung ermöglichen.  
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5.7 Youth Goals (2017-2018) 

Bildung über Demokratie 
In Bildungsprozessen sollte offenes Denken gefördert und zwischenmenschliche 
sowie interkulturelle Fähigkeiten sollten unterstützt werden. Methoden sollten ju-
gendzentriert sowie partizipativ und kooperativ ausgerichtet sein. Junge Menschen 
sollten dazu in die Lage versetzt werden, persönliche Kompetenzen zu entwickeln, 
wie z. B. kritisches und analytisches Denken.  

„Sicherstellen, dass junge Menschen Zugang zu politischer Bildung haben, die ihnen 
fundiertes Wissen über politische Systeme, Demokratie und Menschenrechte vermit-
telt – auch durch Engagement in Gemeinde und Gesellschaft – um so eine aktive Bür-
gerinnen- und Bürgerbeteiligung zu fördern.“ 
 
Die YouthGoals beinhalten u. a. ein stärkeres Vertrauen junger Menschen in die 
EU. Europäische Werte und eine gemeinsame europäische Identität sind jungen 
Menschen besonders wichtig. Deshalb fordern die Teilnehmenden verstärkte Bil-
dung zum Thema Europa sowohl schulisch als auch außerschulisch. Wichtige Bil-
dungsthemen sind für junge Menschen außerdem „Gleichstellung der Geschlech-
ter“ und „Inklusion“. Sie fordern, dass alle jungen Menschen Zugang zu Bildungs-
angeboten haben. 

Non-formale Bildung sollte nachhaltig finanziert und mehr anerkannt werden. Ihre 
Rolle bei der Inklusion und Beteiligung junger Menschen muss gestärkt werden.  

Die Teilnehmenden wollen am konstruktiven Dialog teilhaben. Sie wollen, dass 
junge Menschen befähigt werden, Informationen kritisch und verantwortungsvoll 
zu nutzen und zu produzieren. Irreführende Nachrichten sollten erkannt und die 
Genauigkeit von Nachrichten überprüft werden können. Sie sollten besseren Zu-
gang zu jugendgerechten Informationen haben. Eltern und pädagogisches Personal, 
die mit der Bildung und Erziehung von jungen Menschen befasst sind, sollten über 
ausreichend Medienkompetenz verfügen. 

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Teilnehmenden fordern, dass Räume zur Verfügung gestellt werden, die junge 
Menschen eigenverantwortlich, unabhängig und offen gestalten können. Möglich-
keiten zur Jugendbeteiligung müssen in diesen Räumen selbstverständlich sein. 

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Teilnehmenden fordern wirkungsvolle Jugendbeteiligung auf allen Ebenen und 
eine Prüfung aller politischen Entscheidungen auf Jugendfreundlichkeit. Junge 
Menschen in ländlichen Regionen sollten sich aktiv an Entscheidungsprozessen be-
teiligen können. Entsprechend sollten Aktivitäten dezentral stattfinden und inklusiv 
sein. Beteiligungs- und Bildungsangebote sollten für alle jungen Menschen zugäng-
lich sein.  

Die Teilnehmenden fordern unparteiische und jugendgerechte Informationen über 
die Funktionsweise und über Beteiligungsmöglichkeiten in der EU. Diese Informa-
tionen sollten von und mit jungen Menschen entwickelt werden.  
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5.8 youpaN (2017-2019) 

Bildung über Demokratie 
In Schulen sollte es neben der Wissensvermittlung Mitgestaltungsmöglichkeiten ge-
ben, Bildung sollte selbstbestimmt und projektorientiert sein. Nicht nur die schuli-
schen Curricula sollten angepasst werden, sondern auch die Art und Weise, wie ge-
lernt wird. Lehrpläne sollten auf nachhaltiges und interdisziplinäres Lernen ausge-
richtet werden. Lernorte sollten zu nachhaltiger Lebensweise inspirieren.  

„BNE [Bildung für nachhaltige Entwicklung] umfasst Lehrplaneinheiten zu Men-
schenrechts- und Demokratiebildung, Umwelt- und Klimaschutz, das Erlernen von 
Grundlagen zur politischen Partizipation, die Beschäftigung mit nachhaltigen Wirt-
schafts- und Lebenskonzepten sowie die Auseinandersetzung mit Global Citizenship 
Education (globale Problemlösungsansätze).“ 
 
Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen des youpaN fordern, dass die Befähi-
gung von jungen Menschen zur gesellschaftlichen Teilhabe ein wichtiges Ziel von 
Bildungsinstitutionen wird. Jugendlichen sollten mehr partizipative Lernanlässe ge-
boten werden. Sie sollten von klein auf zu Beteiligung ermutigt werden.  

„So lernen sie, wie sie aus eigenen Träumen und eigener Kraft demokratisch basierten 
Wandel schaffen und wie sie ihre oft wertvolle jugendliche Perspektive in unser gesell-
schaftliches Meistern von Herausforderungen einbringen können.“ 
 
Junge Menschen sollten befähigt werden, Gestaltungskompetenz für die Zukunft 
zu erwerben, um selbst nachhaltige Entscheidungen treffen zu können. Selbstwirk-
samkeit erhöht die Motivation zur Mitarbeit, so die Teilnehmenden des youpaN. Sie 
sehen demokratische Partizipation als ein Grundpfeiler der BNE. Die Beziehungen 
von Schülerinnen und Schülern zur Lehrkraft sollten auf Augenhöhe sein. Demo-
kratische Strukturen sollten fester Bestandteil von Bildungsprozessen sein.  

Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen des youpaN sehen Schülerinnen- und 
Schülervertretungen in einer zentralen Rolle. Diese Vertretungen sollten intensiver 
unterstützt und Schülerinnen und Schüler sollten dazu ermuntert werden, sich dort 
zu beteiligen. Außerdem werden regelmäßige Schulversammlungen vorgeschlagen, 
wo alle Schülerinnen und Schüler stimmberechtigt sind. Insgesamt fordert youpaN 
eine verstärkte Demokratisierung der Schule.  

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
youpaN fordert, dass Jugendpartizipation grundsätzlich fortwährend gewährleistet 
wird. Landesweite und kommunale Jugendgremien sollten, mit unterstützenden Be-
teiligungsbüros und finanziell abgesichert, zum Thema „Zukunftsgestaltung“ arbei-
ten und sich in politische Strategien und Entscheidungen einbringen. Diese Gre-
mien sollten auf Landes-, kommunaler und Schulebene untereinander im Austausch 
stehen.  

Politische Entscheidungen und Maßnahmen (hier insbesondere: Nationaler Akti-
onsplan BNE) sollten für alle jungen Menschen verständlich und ansprechend sein. 
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Sie sollten darüber aufgeklärt werden, welche konkreten Mitgestaltungsmöglichkei-
ten sie haben – mit inklusiven und zielgruppenorierten Formaten.  

5.9 Webdays (2018) 

Bildung über Demokratie 
Junge Menschen sollten vor allem in der Schule dafür sensibilisiert werden, dass 
Inhalte, die über das Internet vermittelt werden, oft vorgefiltert und auf bestimmte 
Personen abgestimmt sind, so dass sie nicht immer vielfältige Informationen erhal-
ten. Sie sollten dazu in der Lage sein, „Dark Ads“ zu erkennen und kritisch zu hin-
terfragen. Die Teilnehmenden beschreiben die gezielte Falschinformation, „Fake 
News“, als Bedrohung für die Meinungsbildung. Junge Menschen und pädagogische 
Fachkräfte sollten Medienkompetenz erwerben. Die Teilnehmenden fordern schär-
fere Sanktionen und mehr Einschränkungen im Falle der Verbreitung von Dark Ads 
und Fake News. Sie fordern außerdem mehr medienkompetente Fachkräfte. 

„Es existieren Internetseiten, die […] unrichtige Nachrichten mit dem Ziel verbreiten, 
Menschen falsch zu informieren – nicht selten mit dem Ziel gesellschaftliche Spaltung 
voranzutreiben und Gewalt gegen marginalisierte Menschen zu legitimieren.“ 

5.10 Urbane Liga (2018) 

Bildung über Demokratie 
Die Teilnehmenden sind der Ansicht, dass junge Menschen lernen sollten, ihren 
eigenen Standpunkt zu entwickeln, diesen zu hinterfragen, anzuwenden und bei 
Verhandlungen zu vertreten. 

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Erfolgreiche Beteiligungskonzepte gehen laut Urbaner Liga über reine Meinungs- 
und Willensbildung hinaus.  

„Aus Sicht der Urbanen Liga ist Mitgestaltung per se immer politisch.“ 
 
In ihrem „Maniflux“ beschreiben die Jugendlichen und jungen Erwachsenen Selbst-
wirksamkeit als eine Folge von wirksamer Jugendbeteiligung und gleichzeitig als 
Antrieb, an weiteren Jugendbeteiligungsprozessen teilzunehmen. Sie schreiben, dass 
die Erfahrung von Selbstwirksamkeit zu weiterer Mitwirkung motiviert. Außerdem 
fördert Selbstwirksamkeit das Verantwortungsgefühl und somit ein offenes Demo-
kratieverständnis. Wenn junge Menschen sich beteiligen, dann werden sie sich ihrer 
eigenen Mündigkeit bewusst und erfahren, dass sie etwas bewirken können. 

„Mitzuwirken bedeutet ‚machen‘ und für die eigenen Überzeugungen und Bedürfnisse 
einzustehen.“ 
 
Die Jugendlichen und jungen Erwachsenen fordern eine bessere finanzielle Ausstat-
tung von Jugendstrukturen und eine verlässliche Kommunikation zwischen Jugend 
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und Politik/Verwaltung auf Augenhöhe, so dass auf beiden Seiten Vertrauen ent-
stehen kann.  

„Mitwirkung fördert ein intaktes Gemeinwesen und, damit verbunden, eine lebendige 
Demokratie.“ 
 
Sie sind der Überzeugung, dass Beteiligungsprozesse wirksam, kreativ, nied-
rigschwellig, inklusiv und lebensweltorientiert gestaltet sein sollten. Das Format 
sollte sich den Gegebenheiten anpassen. Es sollten echte Veränderungen von be-
stehenden Strukturen zugelassen werden. Beteiligung sollte zudem ergebnisoffen 
verlaufen und es sollte Raum zum Scheitern geben. Die Akteure sollten lösungs- 
und ergebnisorientiert handeln und sich am Gemeinwohl orientieren. 

„Um mehr Menschen zur Beteiligung zu motivieren, muss der Mehrwert, sich zu be-
teiligen so hoch sein, dass alltägliche Verpflichtungen in den Hintergrund rücken.“ 
 
Es sollten freie Räume zur Verfügung gestellt werden, die Treffpunkte für Kommu-
nikation, Austausch und die Entstehung neuer Ideen sein können. Diese Räume 
brauchen Zeit, Akteure und finanzielle Mittel.  

Informationen sind die Grundlage jeder Beteiligung – so die Urbane Liga. Bürokra-
tische Sprache ist wenig ansprechend und verständlich. Informationen und Einla-
dungen zu Beteiligungsprozessen sollten leicht verständlich plattformübergreifend 
kommuniziert werden, um möglichst viele bzw. vielfältige junge Menschen zu errei-
chen.  

5.11 JugendPolitikTage (2019) 

Bildung über Demokratie 
Politische Bildung sollte ab der 5. Klasse länderübergreifend mit Schwerpunkt auf 
Kommunalpolitik unterrichtet werden. Bildung braucht mehr Geld, Lehrkräfte und 
bessere Qualifizierung. Lernangebote sollte kontextgebunden umgesetzt werden, 
zum Beispiel durch den Besuch von Kommunalparlamenten. Außerdem sollte auch 
das derzeit sehr aktuelle politische Thema „Umweltschutz“ intensiver behandelt 
werden.  

„Wir empfehlen, generationenübergreifend mehr in die Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung zu investieren.“ 
 
Die Teilnehmenden empfehlen mobile Bildungseinrichtungen, um die europäische 
Idee aktiv in alle Regionen Deutschlands tragen zu können. Jungen Menschen sollte 
darüber hinaus der interkulturelle Austausch ermöglicht werden. 

Alle Altersgruppen sollten in einem Digitalkompetenzprogramm den mündigen 
Umgang mit der digitalen Welt lernen. „Fake News“ sind von offizieller Stelle recht-
lich zu unterbinden. Eine kontroverse und multiperspektivische Berichterstattung 
in Deutschland sollte gefordert und gefördert werden, so dass junge Menschen die 
Möglichkeit haben, sich auf seriösen Grundlagen zu informieren und eigene Stand-
punkte zu entwickeln.  
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Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Teilnehmenden fordern, dass Partizipation von jungen Menschen rechtlich ver-
ankert wird. Alle jungen Menschen sollten die Möglichkeit der Beteiligung haben.  

Qualifizierte Ansprechpersonen sollten die Durchführung von Beteiligungsprozes-
sen unterstützen und die jungen Menschen bei Bedarf persönlich betreuen. Hierfür 
sollte es verbindliche Rahmenbedingungen geben. Transparente Berichterstattung 
und verbindliche Absprachen zum weiteren Vorgehen sollten den Beteiligungspro-
zess abschließen.  

„Kindern und Jugendlichen in allen sie berührenden Angelegenheiten Beteiligungs- 
und Mitwirkungsrechte sichern. Diese müssen bei sie betreffenden Belangen in den 
Bundestagssitzungen gehört werden. Hierbei ist ein transparenter Abschlussbericht 
zur Umsetzung innerhalb eines festgelegten Zeitraums erforderlich.“ 
 
Die Teilnehmenden fordern, dass das Wahlalter auf 14 Jahre abgesenkt wird; jün-
gere Kinder und Jugendliche sollten auf Antrag auch wählen dürfen.  

Ein Bundesjugendparlament soll das Recht auf kleine Anfragen, Gesetzesinitiativen, 
Rederecht und Berichterstattung im Bundestag haben. Hierzu sollten ausreichend 
finanzielle Mittel und eine hauptamtliche Beratung zur Verfügung gestellt werden. 
Darüber hinaus sollte jährlich eine Bundesjugendkonferenz zur Umsetzung der Ju-
gendstrategie durchgeführt werden. Jugendkonferenzen auf Landes- und kommu-
naler Ebene werden ebenso gefordert.  

Kommunale Interessensvertretungen der Jugend sollten Anspruch auf einen Platz 
im Kommunalparlament mit Stimmrecht haben. Diese Interessensvertretung sollte 
finanziell abgesichert sein.  

Ein digitales Partizipationstool soll niederschwellige und umfassende Beteiligung 
auf allen Ebenen ermöglichen. Auf einer Webseite sollten politische Informationen 
strukturiert und leicht verständlich aufbereitet werden. 

5.12 Jugend-Audits im Rahmen der Entwicklung der 
Jugendstrategie der Bundesregierung (2019) 

Bildung über Demokratie 
Bildung ist für die Teilnehmenden eine Möglichkeit des Bewusstseinswandels (z. B. 
zum Thema Umweltschutz). Niedrigschwellige, barrierefreie sowie zielgruppen- 
und lebensweltorientierte Bildungsarbeit sollte gefördert werden. Antidiskriminie-
rung, Demokratie, Nachhaltigkeit und Ganzheitlichkeit sind Themen, die den Teil-
nehmenden besonders wichtig sind. „Diversität und soziale Kompetenz“ wird als 
Unterrichtsfach vorgeschlagen. In der Schule sollten zwischenmenschliche Kompe-
tenzen vermittelt werden. Die Lehrkräfte sollten entsprechend ausgebildet werden.  

Die Teilnehmenden fordern Medienkompetenz als Teil der Lehrkräfteausbildung. 
Eltern und Pädagoginnen und Pädagogen sollten für „Fake News“ und ihre Bedeu-
tung im Bildungsprozess sensibilisiert werden. 
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Außerschulische Bildung sollte eine bessere finanzielle Unterstützung erfahren, so 
dass Strukturen und Angebote ausgebaut werden können. 

Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Teilnehmenden fordern mehr Möglichkeiten der Mitgestaltung in Bildungs-
strukturen.  

„Partizipation sollte als echte Mitentscheidung von Schülerinnen und Schülern auf 
Augenhöhe verstanden werden und kontinuierlich sein.“ 
 
Die Bundesschülerinnen- und -schülerkonferenz sollte gesetzlich legitimiert wer-
den, es sollte ein Anhörungsrecht bei der Kultusministerkonferenz geben. 

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
Die Teilnehmenden stellen fest, dass Jugendbeteiligung für politische Akteure be-
sonders attraktiv ist, wenn sich junge Menschen zu aktuellen Themen zu Wort mel-
den und sich öffentlichkeitswirksam verhalten (wie z. B. bei „Fridays-for-Future“).  

Sie fordern, dass junge Menschen in Politik und Wirtschaft dauerhaft vertreten sind 
und in alle Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Jugendinteressen sollten 
auch in privatwirtschaftlichen Unternehmen eine Rolle spielen. Ergebnisoffene Pro-
zesse sowie freie Räume sollten Platz zum Lernen und Ausprobieren bieten.  

Die Teilnehmenden fordern konkrete Maßnahmen für mehr Jugendbeteiligung:  

− Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz, 
− Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre, 
− konsequente und verbindliche Jugendbeteiligungsangebote, die die Vielfalt 

junger Menschen abbilden, 
− Einrichtung eines Jugendbeirats zur Jugendstrategie,  
− Institutionalisierung von Jugendparlamenten auf Landes- und Bundes-

ebene, 
− verbindliche Prüfung von politischen Vorhaben durch Jugendgremien auf 

Bundes- und Länderebene, 
− Vernetzung der Jugendgremien untereinander,  
− hauptamtliche Begleitung von Jugendselbstorganisationen. 

5.13 UNICEF-Umfrage: My place, my rights – jetzt rede 
ich! (2019) 

Bildung über Demokratie 
Das Wissen über die Kinderrechte ist eine wichtige Voraussetzung für das Wahr-
nehmen dieser Rechte. Weniger als die Hälfte der Kinder und Jugendlichen hat im 
Unterricht über Kinderrechte gesprochen. 
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Das Demokratische an Bildungsprozessen und -strukturen 
Die Auswertung der Umfrage zeigt, dass die Mitbestimmungsmöglichkeiten in der 
Schule insgesamt schwach ausgeprägt sind. 61% der Schülerinnen und Schüler wün-
schen sich mehr Möglichkeiten, in der Schule ihre Meinung einzubringen. 3 von 4 
Kindern und Jugendlichen geben an, hinsichtlich der Unterrichtsinhalte kein Mit-
spracherecht zu haben. Gleichzeitig wird der ausdrückliche Wunsch geäußert, den 
Unterricht gemeinsam zu gestalten. Als Schulleitungen würden die befragten Kinder 
und Jugendlichen ihre Unterrichtszeiten verändern, bessere Verpflegung organisie-
ren, das Schulgebäude renovieren, mehr Freizeit für Schülerinnen und Schüler er-
möglichen, mehr Mitspracherecht in der Schule einführen und die Bildungsinhalte 
verändern. 

Demokratische Mitgestaltung durch junge Menschen 
„In den offenen Kommentaren fordern viele der befragten Kinder und Jugendlichen 
mehr politische Mitsprache. Ihnen ist wichtig, dass ihre Meinung bei politischen Ent-
scheidungen angehört und berücksichtigt wird.“ 
 
In einem Abschnitt werden die jungen Menschen gefragt, welche Themen ihnen als 
Bürgermeisterin oder Bürgermeister besonders wichtig wären. Ein Großteil antwor-
tete, dass sie sich für den Umwelt- und Klimaschutz und für einen nachhaltigen 
Umgang mit Ressourcen einsetzen würden.  

Mehr als die Hälfte der befragten Kinder und Jugendlichen haben den Wunsch nach 
politischer Mitbestimmung, insbesondere die älteren Jugendlichen. Nur ein Viertel 
der jungen Menschen haben das Gefühl, ihre Meinung in ihrer Kommune in politi-
sche Entscheidungsprozesse einbringen zu können. 
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6 Abschließende Bemerkungen 

Die Sekundärauswertung hat Ergebnisse von 13 Beteiligungsprozessen separat und 
zusammenfassend betrachtet. Im Hinblick auf verschiedene Dimensionen von De-
mokratiebildung und politischer Bildung wurden relevante Inhalte extrahiert und 
systematisch zusammengeführt. 

Die Teilnehmenden der Jugendbeteiligungsprozesse waren sowohl Kinder, Jugend-
liche als auch junge Erwachsene. Bis zum Alter von 11 Jahren gelten sie in dieser 
Arbeit als Kinder, 12 bis 17-Jährige als Jugendliche, 18 bis 30-Jährige als junge Er-
wachsene. Kinder, Jugendliche sowie junge Erwachsene werden insgesamt als junge 
Menschen bezeichnet. In der UNICEF-Umfrage wurde die Perspektive von Kin-
dern und Jugendlichen, die im Alter von 8 bis 17 Jahren waren, erfragt. In Bezug 
auf alle anderen Beteiligungsprozesse sind Jugendliche und junge Erwachsene im 
Alter von 12 bis 30 Jahren zu Wort gekommen. Werden Kinder nicht explizit ge-
nannt, so wird demzufolge zumeist von der Perspektive Jugendlicher und junger 
Erwachsenen gesprochen. 

Die Befunde enthalten keine Erkenntnisse, die nicht bereits im Rahmen von Ein-
zeldokumentationen zu den Prozessen thematisiert wurden. Auch wenn im Rahmen 
der Analyse versucht wurde, die Perspektiven der jungen Menschen so objektiv wie 
möglich wiederzugeben, ist es wahrscheinlich, dass subjektive Sichtweisen in die 
Ergebnispräsentation eingeflossen sind und gegebenenfalls Aspekte unerwähnt blei-
ben, die eine Erwähnung wert gewesen wären. Die qualitative Inhaltsanalyse ist ab-
hängig vom fachlichen Hintergrund der Autorin, von ihrem Vorwissen, ihren per-
sönlichen Einschätzungen und ihrem Urteil.  

Die Sekundäranalyse ist begrenzt durch die Qualität des vorgefundenen Materials. 
Manche Themen haben in den Beteiligungsprozessen keine Erwähnung gefunden, 
andere Aussagen der Jugendlichen sind recht vage geblieben. Auf einige Fragen, die 
in der Zielstellung benannt wurden, werden möglicherweise keine eindeutigen Ant-
worten gegeben. 

Die Aussagen der jungen Menschen wurden in qualitativ und quantitativ sehr un-
terschiedlichen Prozessen getätigt. Insofern ist eine fachliche Einordnung der zu-
sammenfassenden Ergebnisse gegebenenfalls herausfordernd. In einer künftigen 
Untersuchung könnten Beteiligungsprozesse, die einer Sekundäranalyse unterzogen 
werden sollen, zuvor ausführlich kategorisiert werden, um eine bessere Einordnung 
der Ergebnisse zu ermöglichen.   

Die Analyseergebnisse sind vor dem Hintergrund der Dimensionen und Fragen, die 
in der Einleitung aufgeworfen wurden, entstanden. Es kann sinnvoll sein, einen 
neuen Beteiligungsprozess zu initiieren und die Teilnehmenden ausdrücklich zu de-
mokratischer/politischer Bildung um ihre Meinung zu bitten. 
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